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1. Sachstand 
 

1.1 Geltungsbereiche 
 
Der Geltungsbereich der Ergänzungssatzung befindet sich im Westen des Ortsteils Groß-
furra. Das Planungsgebiet liegt nördlich der Straße „Mühlgasse“. Der Geltungsbereich wird 
begrenzt durch: 
 
 • im Süden: die Straße Mühlgasse (Großfurra 5 – 396/3) 
 • im Westen: ein unbebautes Grundstück (Grünland) (Großfurra 5 – 223), 
 • im Norden: das Baugrundstück Mühlgasse 25 (Großfurra 5 – 220/3), 
 • im Osten: die private Zufahrt zum Baugrundstück Mühlgasse 25 (Großfurra 5 – 

222/1 und 221/2)  
  
Der Geltungsbereich mit einer Gesamtfläche von 1.918 m² beinhaltet die Flurstücke: 
 
Gemarkung Großfurra 
Flur 5 
Flurstücks-Nr.: 222/4, 222/5 und 222/6. 
 
 
Zum Zeitpunkt der Aufstellung der Ergänzungssatzung befindet sich der Geltungsbereich au-
ßerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteils von Großfurra.  
Sowohl das zu beplanende Grundstück als auch die angrenzenden Nachbargrundstücke lie-
gen außerhalb von rechtsgültigen Bebauungsplänen. Das Gebiet zählt planungsrechtlich 
zum Außenbereich. 
 
Der Geltungsbereich der externen Ausgleichsmaßnahme 1 liegt im Nordwesten von Groß-
furra an der Rumbachstraße. In diesem Geltungsbereich soll die externe Ausgleichsmaß-
nahme 1 durchgeführt werden. Das Grundstück, auf dem sich der Geltungsbereich befindet, 
wird begrenzt durch: 
 
 • im Süden: das Wohngrundstück Rumbachstraße 32 (Großfurra 5 – 173/15) 
 • im Westen: ein Wegestück (Großfurra 5 – 173/14), 
 • im Norden: ein unbebautes Grundstück (Grünland) (Großfurra 5 – 173/25), 
 • im Osten: das öffentliche Wegestück der Rumbachstraße (Großfurra 5 – 196/1).  
  
Der Geltungsbereich der externen Ausgleichsmaßnahme 1 mit einer Gesamtfläche von 720 
m² beinhaltet eine Teilfläche des Flurstücks: 
 
Gemarkung Großfurra 
Flur 5 
Flurstücks-Nr.: 173/13 (teilweise). 
 
Zum Zeitpunkt der Aufstellung der Ergänzungssatzung befindet sich der Geltungsbereich der 
externen Ausgleichsmaßnahme 1 außerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteils von 
Großfurra.  
Sowohl das zu beplanende Grundstück als auch die angrenzenden Nachbargrundstücke lie-
gen außerhalb von rechtsgültigen Bebauungsplänen. Das Gebiet zählt planungsrechtlich 
zum Außenbereich. Die Fläche liegt im Überschwemmungsgebiet der Wipper. 
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1.2 Anlass für die Aufstellung der Ergänzungssatzung 
 
Die beiden ursprünglichen Grundstücke im Geltungsbereich der Ergänzungssatzung wurden 
von den Voreigentümern zum Verkauf angeboten. Eine Vorhabenträgerin erwarb die beiden 
Grundstücke. Die Vorhabenträgerin beabsichtigt, das Baurecht für die Fläche über eine Er-
gänzungssatzung zu schaffen und die Erschließungsanlagen herzustellen. Zwischenzeitlich 
ließ sie die beiden Ursprungsflurstücke vereinigen und danach in 3 Flurstücke teilen. Die 
Vorhabenträgerin beabsichtigt weiter, die 3 neuen Flurstücke als Baugrundstücke für Einfa-
milienhäuser anzubieten. Sie wird einen städtebaulichen Vertrag mit der Stadt Sondershau-
sen abschließen. Die Stadt unterstützt das geplante Vorhaben, da sehr häufig Baugrundstü-
cke im Ortsteil Großfurra gesucht werden. Die Stadt Sondershausen beschloss deshalb, die 
Ergänzungssatzung aufzustellen. 
 

1.3 Ziel, Zweck und Auswirkungen der Ergänzungssatzung 
 
Das Planungsziel besteht in der Einbeziehung einer Außenbereichsfläche in den im Zusam-
menhang bebauten Ortsteil Großfurra. Durch die Einbeziehung wird auf dieser Fläche das 
Baurecht geschaffen werden. 
 
Auf der einzubeziehenden Fläche sollen drei Einfamilienhäuser errichtet werden. Die Er-
schließung der zu bebauenden Fläche soll über die öffentlich gewidmete Anliegerstraße 
„Mühlgasse“ erfolgen. Die Planung einer Baufläche für drei Einfamilienhäuser resultiert aus 
dem Eigenbedarf des Ortsteils Großfurra. 
Das vorhandene Biotop im Geltungsbereich ist zu analysieren und die Auswirkungen der ge-
planten Eingriffe in Natur und Landschaft zu bewerten. Die Maßnahmen, die zum Ausgleich 
der geplanten Eingriffe angemessen und geeignet sind, sollen zu einem Teil innerhalb des 
Geltungsbereichs der Ergänzungssatzung durchgeführt werden. Zum vollständigen Aus-
gleich der geplanten Eingriffe müssen die externe Ausgleichsmaßnahme 1 im Ortsteil Groß-
furra und die externe Ausgleichsmaßnahme 2 im Ortsteil Oberspier durchgeführt werden.  
 

1.4 Planungsstand  
 
Der Beschluss zur Aufstellung der Ergänzungssatzung Nr. 12 „Wohnbebauung Mühlgasse - 
Ortsteil Großfurra“ wurde vom Stadtrat der Stadt Sondershausen am 01.12.2022 gefasst und 
am 27.01.2023 im Amtsblatt 01/2023 „Sondershäuser Heimatecho“ ortsüblich bekannt ge-
macht.  
 

1.5 Planverfahren  
 
Die Stadt Sondershausen plant, auf den Flurstücken Großfurra 5 – 222/4, 5 – 222/5 und 5 – 
222/6 Baurecht zu schaffen. Die Vorhabenträgerin und Eigentümerin beabsichtigt, die drei 
neue gebildeten Flurstücke für den Bau von Einfamilienhäusern zum Verkauf anbieten. Zu 
diesem Zweck stellt die Stadt eine Ergänzungssatzung gemäß § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 
BauGB auf.  
 
Im Baugesetzbuch heißt es im § 34 Abs. 4 dazu: 
 

„Die Gemeinde kann durch Satzung  
… 

3. einzelne Außenbereichsflächen in die im Zusammenhang bebauten Ortsteile 
einbeziehen, wenn die einbezogenen Flächen durch die bauliche Nutzung des an-
grenzenden Bereichs entsprechend geprägt sind.“ 
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Die einbezogenen Flächen müssen durch die bauliche Nutzung des angrenzenden Bereichs 
geprägt sein. Die Ergänzungssatzung darf nur aufgestellt werden, wenn sich die Prägung 
durch die bauliche Nutzung des angrenzenden Bereiches auf alle Einfügungskriterien gemäß 
§ 34 Abs. 1 BauGB beziehen lässt. 
 
Für die Ergänzungssatzung besteht keine Pflicht zur Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 
BauGB. Weiterhin ist kein Umweltbericht gemäß § 2a Satz 2 Nr. 2 BauGB erforderlich.  
 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange an der Planung der Ergänzungssatzung erfolgt analog dem vereinfachten Verfahren 
nach § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2, 3 BauGB. 
 
Die Ergänzungssatzung ist gemäß § 21 Abs. 3 ThürKO bei der Rechtsaufsichtsbehörde des 
Landratsamtes Kyffhäuserkreis anzuzeigen.  

 
 
1.6 Prägung durch bauliche Nutzung  
 
1.6.1 Ortsteil Großfurra 
 
Großfurra weist eine größere Zahl an Bauten, bestehend aus Wohnhäusern, Lager- und Ab-
stellgebäuden, Garagen, einer Kirche, einer Burg, einem Rittergut usw. und hat insgesamt 
ein städtebauliches Gewicht. Infolge der historischen Entwicklung und Erweiterung der Sied-
lung ist Großfurra durch eine organische Siedlungsstruktur mit mehreren Straßen und klei-
nen Plätzen gekennzeichnet. Großfurra verfügt damit über die wesentlichen Merkmale eines 
„Ortsteils“ der Stadt Sondershausen.    
 

1.6.2 Bebauungszusammenhang 
 
Der Ortsteil Großfurra ist durch eine tatsächlich zusammenhängende, überwiegend dicht auf-
einanderfolgende Bebauung entlang der Straßen gekennzeichnet, die den Eindruck einer 
Geschlossenheit und Zusammengehörigkeit vermittelt. Die Grundstücke im Bereich der 
Mühlgasse und Reitbahn sind dicht mit Gebäuden bebaut. Lediglich an der Reitbahn ist ein 
Flurstück noch unbebaut. Die schmale Baulücke unterbricht den Bebauungszusammenhang 
nicht. Somit ist in der Umgebung des Planungsgebietes der bauliche Zusammenhang als 
Merkmal des Innenbereichs gegeben. Die Gebäude bilden wahrnehmbare Raumkanten zur 
Begrenzung der Straßenräume. 
 

1.6.3 Abgrenzung des Innenbereichs 
 
Die Grenze zwischen Innen- und Außenbereich verläuft von Norden kommend an den Rück-
seiten der Wohngebäude Reitbahn 36 und 35a vorbei, verspringt dann in Richtung Westen 
und schließt das Wohnhaus Mühlgasse 25 ein. Von dort verläuft sie zum Wohnhaus Mühl-
gasse 23, quert die Straße Mühlgasse und schließt die Gebäude Mühlgasse 24a ein. Die In-
nenbereichsgrenze verläuft weiter in Richtung Südosten auf der Rückseite der Gebäude 
Mühlgasse 24 und 21.   
Der Grenzverlauf entspricht dem Verlauf der Grenze im „Bodenrichtwertsystem Thüringen“ 
(BORIS-TH) zwischen dem „baureifen Land“ in der Nutzungsart „gemischte Baufläche“ und 
den „Flächen der Land- und Forstwirtschaft“ in der Nutzungsart „Ackerland“.  
 
Die Grundstücke Mühlgasse 23, 24, 24a und 25 sowie Reitbahn 34, 35, 35a und 36 liegen 
planungsrechtlich im Innenbereich. Die Bebauung an den Straßen Mühlgasse und Reitbahn 
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ist historisch gewachsen. Die bebauten Grundstücke in diesem Bereich liegen nicht im Gel-
tungsbereich eines Bebauungsplans. 
 
An den Straßen Mühlgasse und Reitbahn ist die Bebauung dichter und besteht aus Hauptge-
bäuden sowie größeren Nebengebäuden. Auf der Fläche westlich der Bebauung an der Reit-
bahn, also im rückwärtigen Bereich der Grundstücke, befinden sich etliche weitere Nebenge-
bäude und Nebenanlagen. Diese liegen bereits im Außenbereich. 
 
Die einzubeziehende Fläche der Flurstücke 5 – 222/4, 5 – 222/5 und 5 – 222/6 liegen zum 
Zeitpunkt der Planaufstellung planungsrechtlich im Außenbereich. 
 

1.6.4 Nähere Umgebung 
 
Für die einzubeziehende Fläche sind in erster Linie die Grundstücke Mühlgasse 23 und 25 
sowie Reitbahn 34 prägend. Diese Grundstücke gehören zum Innenbereich des Ortsteils. 
Die Grundstücke Mühlgasse 23 und Reitbahn 34 sind in voller Grundstückstiefe mit Haupt- 
und Nebengebäuden bebaut. Das Grundstück Mühlgasse 25 liegt in „2. Reihe“ zur Mühl-
gasse. Es wird über einen Privatweg (Flurstück 5 – 222/1 und 5 – 221/2) von der Mühlgasse 
erschlossen.  
 
Auf der südlichen Straßenseite liegen die Grundstücke Mühlgasse 24 und 24a. Die Hauptge-
bäude wurden direkt an der straßenseitigen Grundstücksgrenze errichtet. Auf dem Grund-
stück Mühlgasse 24a befinden sich mehrere Nebengebäude westlich des Hauptgebäudes.  
 
Südlich dieser Gebäude erstreckt sich das Gelände des Freibades von Großfurra. Auf dem 
Grundstück wurden ein 50-m-Schwimmbecken und zwei Funktionsgebäude errichtet. Das 
Freibad wird über die Straße Mühlgasse erschlossen. Das bebaute Gelände gehört pla-
nungsrechtlich zum Außenbereich. 
 

1.6.5 Einfügungskriterien 
 
Art der baulichen Nutzung 
 
In der näheren Umgebung befinden sich Gebäude mit folgenden Nutzungsarten: 
 

1. Wohngebäude, 
2. Lager- und Abstellgebäude, 
3. Garagen und 
4. Nebengebäude in den Nutzungsarten Gartenhaus, Gewächshaus, Spielhaus. 

 
Die im Bereich der Ergänzungssatzung geplanten Vorhaben „Einfamilienhaus“ und „Garage“ 
werden sich nach der Art der baulichen Nutzung einfügen. 
 
Für das Grundstück Mühlgasse 24a wurde im Jahr 2021 eine Bauvoranfrage zur „Errichtung 
einer Tischlerei“ gestellt. Die Bauvoranfrage wurde positiv beschieden. 
 
Maß der baulichen Nutzung 
 
Die nach Luftbild ermittelten Grundflächen der Grundstücke in der näheren Umgebung betra-
gen: 
 

• Mühlgasse 23: 268 m² 

• Mühlgasse 25: 291 m² 

• Reitbahn 34: 261 m².  
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Die einzubeziehende Fläche besteht aus 3 etwa gleichgroßen Flurstücken. Die Flächengrö-
ßen der neu gebildeten Flurstücke beträgt 643 und 644 m². Die geplante Grundfläche von je 
260 m² auf jedem neuen Grundstück wird sich in die Eigenart der näheren Umgebung einfü-
gen.  
 
Die Wohnhäuser Mühlgasse 23 und Reitbahn 34 weisen eine Geschossigkeit von einem 
Normalgeschoss, einem Kellergeschoss und einem ausgebauten Dachgeschoss auf.  
Das Wohnhaus Mühlgasse 25 hat ein Normalgeschosse und ein Untergeschoss.  
Das Wohnhaus Mühlgasse 24 hat zwei Normalgeschosse und ein Kellergeschoss. Das 
Wohnhaus Mühlgasse 24a weist drei Normalgeschosse auf. 
Die geplanten Wohnhäuser werden mit einem Normalgeschoss und einem ausgebauten 
Dachgeschoss oder zwei Normalgeschossen geplant. Die vorgesehene Geschossigkeit wird 
sich in die nähere Umgebung einfügen. 
 
Die maximale Höhe der Wohnhäuser Mühlgasse 23 und Reitbahn 34 beträgt ca. 9 – 10 m 
über der Straßenoberkante. Das Wohnhaus Mühlgasse 25 hat eine Höhe von 8 – 9 m über 
Gelände. Die Wohnhäuser Mühlgasse 24 und 24a haben eine Höhe von ca. 10 – 11 m über 
der Straße.  
Die geplanten Wohnhäuser werden eine maximale Höhe von 10 m aufweisen. Das Niveau 
der Baugrundstücke liegt zwischen 0,4 – 0,9 m über der befestigten Oberfläche der Mühl-
gasse. In der Ergänzungssatzung wird eine zulässige, maximale Höhe von 11 m festgesetzt. 
Mit dieser Höhe werden sich die geplanten Gebäude in die nähere Umgebung einfügen. 
 
Bauweise 
 
Die Wohngebäude in der Mühlgasse und der Reitbahn wurden freistehend oder an ein 
Haupt- oder Nebengebäude angebaut errichtet. Die angebauten Gebäude, wie Mühlgasse 
24 und 24a haben jeweils eine Länge von je ca. 20 m. Die Bebauung in den Straßen Mühl-
gasse und Reitbahn ist in offener Bauweise entstanden. 
Die geplanten Wohnhäuser sollen freistehend errichtet werden. Sie werden sich in die vor-
handene Bauweise der näheren Umgebung einfügen. 
 
Überbaubare Grundstücksfläche 
 
Die Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, wird durch die Lage der Hauptgebäude ge-
kennzeichnet. Die Wohngebäude Mühlgasse 23, 24, 24a und Reitbahn 34 wurden direkt an 
der straßenseitigen Grundstücksgrenze errichtet. Das Wohnhaus Mühlgasse 25 liegt ca. 30 
m von der öffentlichen Straße Mühlgasse entfernt. Somit ergibt sich eine faktische vordere 
Baugrenze, die direkt an der straßenseitigen Grundstücksgrenze liegt.   
Die hinteren Außenwände der Wohngebäude liegen in der Mühlgasse 23 ca. 10 m, in der 
Mühlgasse 25 ca. 43 m von der öffentlichen Verkehrsfläche entfernt. Es ergibt sich keine ein-
deutige hintere Baugrenze in diesem Bereich der Mühlgasse.  
Aus diesem Grund soll in der Ergänzungssatzung eine überbaubare Grundstücksfläche als 
„Baufenster“ festgesetzt werden. Die rückseitige Baugrenze soll zwischen 22 – 23 m hinter 
der straßenseitigen Grundstücksgrenze liegen. 
Die geplanten Wohnhäuser müssen im „Baufenster“ eingeordnet werden, also in einer Tiefe 
von 3 m bis maximal 23 m zur straßenseitigen Grundstücksgrenze an der öffentlichen Straße 
Mühlgasse. 
 
Auf dem Grundstück Mühlgasse 23 befinden sich Nebengebäude hinter dem Hauptgebäude 
bis zu einer Tiefe von ca. 28 m. Nebengebäude sind auf dem Grundstück Mühlgasse 25 in 
einer Tiefe von ca. 44 m zur öffentlichen Straße vorhanden. 
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Die Garagen und Nebengebäude für die geplanten Wohnhäuser sind im Bereich des „Bau-
fensters“ einzuordnen. Die Grundstücksfläche, die auf der einzubeziehenden Fläche über-
baut werden soll, wird sich in die nähere Umgebung einfügen. 
 

1.7 Weitere Kriterien für die Zulässigkeit 
 
1.7.1 Gesicherte Erschließung 
 
Verkehrstechnische Erschließung 
 
Die Straße Mühlgasse weist abschnittsweise unterschiedliche Oberflächenmaterialien auf. 
Vom Ortskern bis zur Einmündung der Reitbahn ist die Straße mit Granit-Kleinpflaster befes-
tigt. Sie hat einen einseitigen Fußweg. Auf dem folgenden, kurzen Abschnitt mit einer Länge 
von ca. 15 m einschließlich der Zufahrt zum Schwimmbad wurden Beton-Fahrbahnplatten 
verlegt.  
Der nächste Straßenabschnitt mit einer Länge von ca. 35 m ist nur geschottert. Er reicht bis 
zur Grundstückszufahrt des Grundstücks Mühlgasse 25. Nach der Grundstückszufahrt ist die 
Mühlgasse in einer Breite von ca. 3 m asphaltiert.  
 
Der bisher nur geschotterte Straßenabschnitt soll nach dem Bau der geplanten Einfamilien-
häuser mit Asphalt oder Betonpflaster befestigt werden.  
Die Straße ist trotz der unterschiedlichen Beläge so ausgebaut, dass sie von Fahrzeugen al-
ler Art befahren werden kann. Beim Begegnungsfall von PKW oder LKW muss in den Ab-
schnitten nach der Zufahrt zum Schwimmbad der unbefestigte Randstreifen mitbenutzt wer-
den. 
 
 
Ingenieurtechnische Erschließung 
 
Trinkwasser 
In der Straße Mühlgasse liegt bis zum Wohnhaus Mühlgasse 24a eine Trinkwasser-Versor-
gungsleitung des TAZ Trinkwasser- und Abwasserzweckverbandes „Helbe-Wipper“. Von die-
ser Leitung zweigt der Hausanschluss für das Wohnhaus Mühlgasse 25 ab. 
Die geplanten Einfamilienhäuser sollen an die zentrale Trinkwasserversorgung angeschlos-
sen werden.  
 
Schmutzwasser 
In der Straße Mühlgasse befindet sich ein Mischwasserkanal DN 300 bis zur Grundstückszu-
fahrt des Wohnhauses Mühlgasse 25. Der Mischwasserkanal ist im Eigentum des TAZ 
„Helbe-Wipper“ mit Sitz in Sondershausen.  
Das bei der Nutzung der geplanten Wohnhäuser anfallende Schmutzwasser ist direkt nach 
einem Kontrollschacht an der Grundstücksgrenze in den Mischwasserkanal in der Straße 
einzuleiten. Dazu muss der vorhandene Mischwasserkanal verlängert werden. 
 
Regenwasser 
In der Straße Mühlgasse befindet sich ein Mischwasserkanal DN 300 des TAZ „Helbe-Wip-
per“.  
Das unverschmutzte Dachflächenwasser und Oberflächenwasser befestigter Flächen auf der 
einzubeziehenden Fläche soll zur Wiederverwendung gespeichert oder auf den Baugrund-
stücken versickert werden. Eine direkte Einleitung des unverschmutzten Regenwassers in 
den Mischwasserkanal soll nicht erfolgen. 
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Elektroenergieversorgung 
In der Straße Mühlgasse befinden sich Elektroenergie-Versorgungsanlagen der Stadtwerke 
Sondershausen Netz GmbH. Die vorhandenen Wohnhäuser werden über Erdkabel versorgt. 
Die geplanten Gebäude sollen über die vorhandenen Elektroenergie-Versorgungsanlagen 
mitversorgt werden. Dazu sind rechtzeitig Energiebedarfsanmeldungen an die Stadtwerke 
Sondershausen GmbH zu richten. 
 
Gasversorgung 
Eine Gasversorgungsleitung VGM 50 PEh wurde in der Straße Mühlgasse bis zur Mühlgasse 
24a verlegt. Die Gasleitung befindet sich im Eigentum der Stadtwerke Sondershausen Netz 
GmbH.  
Sofern die Bauherren eine Gasversorgung wünschen, müssen sie rechtzeitig eine Energie-
bedarfsanmeldung bei den Stadtwerken Sondershausen GmbH stellen. 
 
Fernmeldeversorgung 
Fernmeldeversorgungsanlagen sind in der Straße Mühlgasse als Freileitungen vorhanden. 
Sollte von den Bauherren der Fernmelde-Anschluss gewünscht werden, ist dieser rechtzeitig 
beim Telekommunikationsunternehmen zu beantragen. 

 
1.7.2 Gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
 
Belichtung 
 
Die Gebäude an der Straße Mühlgasse wurden in offener Bauweise errichtet. Zwischen den 
Gebäuden sind Abstandsflächen vorhanden.  
Die geplanten Wohngebäude sollen ebenfalls in offener Bauweise mit eigenen Abstandsflä-
chen eingeordnet werden. Dadurch wird eine ausreichende Belichtung der Wohnräume ge-
währleistet. 
 
Belüftung 
 
Die einzubeziehende Fläche befindet sich am westlichen Rand von Großfurra. Westlich 
schließt sich die freie Feldflur an. Der einzubeziehende Bereich wird sehr gut durchlüftet.  
   
Lärm 
 
In der Umgebung der einzubeziehenden Fläche befindet sich kein Gewerbe- oder Landwirt-
schaftsbetrieb. Die einzubeziehende Fläche wird momentan nicht durch Gewerbelärm beein-
trächtigt. 
 
Für das Grundstück Mühlgasse 24a liegt eine am 13.07.2021 positiv beschiedene Bauvoran-
frage zur „Errichtung einer Tischlerei“ vor. Die Nutzung der geplanten Tischlerei incl. der zu-
gehörigen Stellplätze soll grundsätzlich so erfolgen, dass Benachbarte bzw. Dritte nicht 
durch nutzungsbedingte Umwelteinwirkungen, insbesondere Geräusche, erheblich belästigt 
werden. Die baugenehmigungspflichtigen Anlagen sind nach dem Stand der Technik zu er-
richten. Die von diesen Anlagen und vom anlagenbedingten Verkehr ausgehenden Emissio-
nen dürfen die folgenden Geräuschimmissionen nicht überschreiten: 
 
 tagsüber (6.00 – 22.00 Uhr): Lr: 60 dB(A) 
 
Gemessen wird 0,5 m vor dem am stärksten betroffenen Fenster der schutzbedürftigen 
Räume in Wohnbebauung im Umfeld. Einzelne kurzzeitige Geräuschspitzen dürfen die Im-
missionsrichtwerte am Tage um nicht mehr als 30 dB(A) und in der Nacht um nicht mehr als 
20 dB(A) überschreiten. Sämtliche lärmrelevanten, insbesondere maschinelle Tätigkeiten, 
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dürfen grundsätzlich nur in der Tischlereiwerkstatt bei geschlossenen Fenstern, Türen und 
Toren durchgeführt werden.  
 
Die Bauherren, die auf der einzubeziehenden Fläche Wohngebäude errichten möchten, 
müssen die Geräusche, die von der geplanten Tischlerei einschließlich des anlagenbeding-
ten Verkehrs ausgehen, genauso dulden, wie die anderen Anwohner in der Umgebung. Es 
wird davon ausgegangen, dass die Geräusche, die durch die Tischlerei entstehen können, 
nicht die Gesundheit der Anwohner im Umfeld gefährden werden. 
  
Die einzubeziehende Fläche liegt in der Nähe des Schwimmbades von Großfurra an. Das 
Schwimmbad wird vom Badesportverein Großfurra e.V. betrieben. Der Badesportverein gibt 
den Einwohnern unterschiedlicher Altersklassen die Gelegenheit, zu schwimmen und sich 
aktiv bei Sport und Spiel an frischer Luft zu betätigen oder sich auf dem Gelände des Freiba-
des zu erholen. Durch Veranstaltungen, wie das 24-h-Schwimmen, wird das Gemeinschafts-
leben im Ortsteil gefördert.  
 
Das Schwimmbad hat in den Sommermonaten (Juli-August) täglich von 12.00 – 19.00 Uhr 
wetterabhängig geöffnet. Durch die Schwimmbadnutzung kann tagsüber zeitlich begrenzt für 
wenige Stunden Freizeitlärm entstehen.  
Den Bauherren aus Großfurra ist die Situation bekannt, da das Freibad bereits seit über 50 
Jahren besteht. Mit dem Bau des Schwimmbades wurde 1965 begonnen. Die Bürger von 
Großfurra leistete viele freiwillige Arbeitsstunden, bis das Freibad 1972 eröffnet werden 
konnte. Die Bauherren der geplanten Einfamilienhäuser müssen den entstehenden Freizeit-
lärm so erdulden wie die weiteren Anwohner im näheren Umfeld. Bei der Beurteilung des 
Lärms gelten bei „Ergänzungssatzungen“ nicht die Planungsrichtpegel für Baugebiete ge-
mäß DIN 18005. Es wird davon ausgegangen, dass der im Schwimmbad entstehende Frei-
zeitlärm nicht die Gesundheit der Anwohner im Umfeld beeinträchtigt. Der Badesportverein 
lebt vom bürgerschaftlichen Engagement. Den Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen wird 
durch das Schwimmbad die Möglichkeit der aktiven sportlichen Betätigung und der sinnvol-
len Freizeitaktivität in der Gemeinschaft eröffnet. Die Veranstaltungen im Freibad sind Höhe-
punkte des Gemeinschaftslebens in Großfurra. Die Toleranz gegenüber den Geräuschen von 
der Freizeitaktivität ist deshalb bei der Bevölkerung im Allgemeinen sehr groß. Die Nähe der 
einzubeziehenden Fläche zum Freibad ist als Standortvorteil zu sehen.  
 
Die Straße Mühlgasse wird hauptsächlich von den wenigen Anwohnern genutzt. Die Straße 
führt als asphaltierter Feldweg in die freie Feldflur und kann für die Bewirtschaftung größerer 
Ackerflächen westlich von Großfurra genutzt werden. Es entsteht gelegentlich Fahrverkehr 
durch landwirtschaftliche Fahrzeuge. Weiterhin wird die Straße zur Erschließung des 
Schwimmbades genutzt. Der überwiegende Teil der Badegäste kommt zu Fuß oder mit dem 
Rad zum Schwimmbad. An der Straße befindet sich ein unbefestigter Parkplatz in ausrei-
chender Größe für das Freibad. Der Parkplatz ist ca. 100 m von der einzubeziehenden Flä-
che entfernt. Der Parkplatz wird in der Woche nur von wenigen PKW genutzt. Eine etwas in-
tensivere Nutzung erfolgt an den Wochenenden bei guter Wetterlage durch Besucher, die z. 
T. auch aus anderen Ortsteilen kommen.  
Das Verkehrsaufkommen auf der Straße Mühlgasse wird tagsüber als sehr gering einge-
schätzt. Eine leichte Erhöhung des Verkehrsaufkommens ist durch die geplante Tischlerei 
und während des Badebetriebes zu erwarten. In der der Nachtzeit von 22:00 – 6:00 Uhr 
kommt der fließende und ruhende Verkehr im Prinzip zum Erliegen. Es wird davon ausge-
gangen, dass der entstehende Verkehrslärm in der Straße Mühlgasse die Gesundheit der 
Anwohner nicht gefährdet.  
 
 
 
 



Begründung    zur Ergänzungssatzung Nr. 12 „Wohnbebauung Mühlgasse – Ortsteil Großfurra“  
– Entwurf –     

Planungsstand Januar 2024                 Seite 12 von 36 

Gerüche und Stäube 
 
Im Umfeld der einzubeziehenden Fläche in der Mühlgasse befinden sich keine gewerblichen 
oder landwirtschaftlichen Anlagen oder Betriebe, von denen Gerüche oder Stäube emittiert 
werden.  
Die geplante Tischlerei muss mit technischen Anlagen so ausgerüstet werden, dass die um-
gebende Bebauung nicht durch Gerüche oder Stäube beeinträchtigt wird. 
 
Die zukünftigen Bauherren, die auf der einzubeziehenden Fläche Wohnhäuser errichten wer-
den, müssen die möglicherweise auftretenden Geruchs- und Staubemissionen genauso dul-
den wie die Anwohner der Wohnbebauung im Bestand der näheren Umgebung. Es kann da-
von ausgegangen werden, dass die Gesundheit der Anwohner in diesem Bereich nicht durch 
Gerüche oder Stäube gefährdet wird. 
 

1.7.3 Ortsbild 
 
Die Bebauung an der Straße Mühlgasse wird durch ein- bis dreigeschossige Gebäude mit 
steilen Sattel-, Walm- oder Mansarddächern geprägt. Garagen und Nebengebäude weisen 
unterschiedliche Dachformen und Dachneigungen auf.  
 
Die geplanten ein- bis zweigeschossigen Einfamilienhäuser und Garagen oder Carports wer-
den sich in die vorhandene Bebauung einfügen und keinen Kontrast bilden. Die geplanten 
Vorhaben werden das Ortsbild nicht beeinträchtigen, sofern bei der Umsetzung auf eine orts-
bildtypische Farbgebung der baulichen Anlagen geachtet wird. 
 

1.8 Voraussetzungen für die Ergänzungssatzung  
 
1.8.1 Geordnete städtebauliche Entwicklung 
 
Am westlichen Ende der Straße Mühlgasse befinden sich auf der südlichen Seite auf dem 
Grundstück Mühlgasse 24a ein Wohnhaus, eine Scheune und mehrere Nebengebäude. Auf 
der nördlichen Seite der Mühlgasse wurden auf dem Grundstück Mühlgasse 25 ein Wohn-
haus und Nebengebäude errichtet. Das Planungsgebiet liegt ebenfalls auf der nördlichen 
Straßenseite der Mühlgasse, im Prinzip zwischen den vorgenannten bebauten Grundstü-
cken. Diese Fläche soll über die vorliegende Ergänzungssatzung in den baulichen Innenbe-
reich einbezogen werden. Geplant ist die Errichtung von drei Einfamilienhäusern und Gara-
gen oder Carports auf der einzubeziehenden Fläche. Die geplanten Gebäude werden sich 
nach der Art und dem Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstückfläche, 
die überbaut werden soll, in die nähere Umgebung einfügen. Die Erschließung ist vorhanden 
und gesichert.  
 
Für den Ortsteil Großfurra existiert kein rechtsgültiger Flächennutzungsplan. Somit stehen 
keine Planungsvorgaben des Flächennutzungsplans der Ergänzungssatzung entgegen. 
Eine weitergehende Bauentwicklung in den Außenbereich kann von dieser Ergänzungssat-
zung nicht abgeleitet werden. 
Die Ergänzungsatzung für drei geplante Baugrundstücke ist mit der geordneten Entwicklung 
des Ortsteils Großfurra vereinbar. 
 

1.8.2 Keine Pflicht zur Umweltverträglichkeitsprüfung 
 
Im Bereich der einzubeziehenden Fläche sollen drei Einfamilienhäuser mit Garagen oder 
Carports errichtet werden.  
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Es werden somit keine Vorhaben geplant, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung nach Anlage 1 zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
oder dem Thüringer Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen.  
 

1.8.3 Schutz von Natura 2000 - Gebieten 
 
In der Europäischen Union werden Natura 2000-Gebiete nach einheitlichen Standards aus-
gewählt und nach Landesrecht unter Schutz gestellt. Es werden Schutzgebiete nach der 
Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH-Gebiete) als Gebiete gemeinschaftlicher Bedeutung 
festgelegt. Weiterhin werden Schutzgebiete nach der Vogelschutzrichtlinie (EU-Vogelschutz-
gebiete) als besondere Schutzgebiete ausgewählt. Die Gebiete können sich überlagern. 
 
Südlich und südöstlich von Großfurra liegen Flächenanteile des FFH-Gebietes „Hainleite – 
Wipperdurchbruch - Kranichholz“ in einer Entfernung von ca. 2000 m.  
In deckungsgleichen Grenzen mit dem FFH-Gebiet sind südlich und südwestlich von Groß-
furra Teilflächen des EU-Vogelschutzgebietes „Hainleite – westliche Schmücke“ festgelegt.  
 
Es bestehen keine Anhaltspunkte dafür, dass die Schutzziele der in der Umgebung liegen-
den FFH-Gebiete und EU-Vogelschutzgebiete durch die Errichtung von drei weiteren Wohn-
häusern am Ortsrand von Großfurra beeinträchtigt werden könnten.  
 

1.8.4 Vermeidung oder Begrenzung schwerer Unfälle 
 
Von den geplanten Vorhaben Errichtung von drei Einfamilienhäusern mit Garage oder Car-
ports gehen keine schädlichen Umweltauswirkungen und Gefahren von schweren Unfällen 
im Sinne des Art. 3 Nr. 13 der Richtlinie 2012/18/EU aus. 
 
Das Planungsgebiet befindet sich im 3-km-Radius der Betriebsanlage der Firma GSES mbH 
Sondershausen, Schachtstraße 20-22, 99706 Sondershausen, die der Störfall-Verordnung 
unterliegt. 
 
Es bestehen keine Anhaltspunkte dafür, dass sich der Ortsteil Großfurra in einem Einwir-
kungsbereich einer raumbedeutsamen Planung, Maßnahme oder Bestandsanlage befindet, 
von der schädliche Umwelteinwirkungen oder von schweren Unfällen im Sinne des Art. 3 Nr. 
13 der Richtlinie 2012/18/EU hervorgerufene Auswirkungen auf die dem Wohnen dienende 
Gebiete des Ortsteils Großfurra ausgehen könnten, sodass von einer Erweiterung dieser 
schutzbedürftigen Gebiete, hier über eine Ergänzungssatzung, abgesehen werden sollte. 
 

 
2. Allgemeine Angaben  
 
2.1 Stadt Sondershausen 
 
Die Stadt Sondershausen ist die Kreisstadt des Landkreises Kyffhäuser. Sie liegt im Norden 
des Freistaats Thüringen in den Tälern der „Wipper“ und der „Bebra“. 
Sondershausen ist mit 20.885 Einwohnern (Stand 31.12.2021) eine Mittelstadt.  
Die Gemeinde hat insgesamt 11 Ortsteile. Der größte Ortsteil ist Großfurra. Das Gemeinde-
gebiet Sondershausen hat eine Größe von ca. 201 km².  

 
2.2 Regionalplan Nordthüringen (RP-NT) 
 
Der Regionalplan Nordthüringen wurde von der Regionalen Planungsgemeinschaft Nordthü-
ringen am 27.06.2012 beschlossen und von der Obersten Landesplanungsbehörde mit 
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Bescheid vom 13.09.2012 genehmigt. Mit der Bekanntgabe der Genehmigung im Thüringer 
Staatsanzeiger Nr. 44/2012 trat er am 29.10.2012 in Kraft. 
Der Landesentwicklungsplan Thüringen legt die Stadt Sondershausen als Mittelzentrum fest.  
Der Regionalplan Nordthüringen übernimmt diese Festlegung der Zentralen Orte. Sonders-
hausen liegt in der landesbedeutsamen Entwicklungsachse (von Erfurt ausgehend) Greußen 
– Sondershausen – Nordhausen – Ellrich. 
 
Im Bereich der Siedlungsentwicklung setzt der Landesentwicklungsplan einen Schwerpunkt 
auf das Prinzip der Innenentwicklung vor der Außenentwicklung. Im Regionalplan wird dieses 
Entwicklungsziel im Grundsatz G 2-1 verankert: „Durch Innenentwicklung … soll ein Beitrag 
zur nachhaltigen Siedlungsentwicklung erreicht werden.“  
 
In der Begründung zum Grundsatz G 2-1 wird ausgeführt:  

„Die Bundesregierung hat in ihrer Nachhaltigkeitsstrategie das Ziel vorgegeben, den 
täglichen Siedlungs- und Verkehrsflächenverbrauch bis zum Jahre 2020 auf 30 ha zu 
reduzieren. - Um einen Orientierungsrahmen für die kommunale Bauleitplanung in 
der Planungsregion Nordthüringen zu geben, hat die Regionale Planungsgemein-
schaft eine vereinfachte und generalisierte Berechnungsmethode auf Basis des 30-
ha-Zieles der Bundesregierung umgesetzt. Im Ergebnis kann davon ausgegangen 
werden, dass für die Siedlungsflächenneuausweisung in den Zentralen Orten 0,1 ha 
pro 1.000 Einwohner und Jahr … möglichst nicht überschritten werden sollten. 
Auf diese Weise kann die Planungsregion Nordthüringen zur Erfüllung des 30-ha-Zie-
les der Bundesregierung beitragen.“  
(Regionale Planungsgemeinschaft Nordthüringen: Regionalplan Nordthüringen. Son-
dershausen 2012, S. 8) 

 
Die Erweiterung der Siedlungsfläche von Sondershausen von 2,0 ha / Jahr als Bruttofläche 
widerspricht somit nicht dem Ziel im Bereich der Siedlungsentwicklung, der Innenentwicklung 
den Vorrang vor der Außenentwicklung einzuräumen. 
  
Der Ortsteil Großfurra wird im Westen und Osten vom Vorranggebiet Landwirtschaftliche Bo-
dennutzung „LB 63 – um Großfurra“ begrenzt. Zwischen dem Siedlungskörper und dem Vor-
ranggebiet sind „weiße“ Randstreifen ohne Zielvorgaben vorhanden, die eine geringfügige 
Siedlungserweiterung über Ergänzungssatzungen erlauben.  
Die verbindlich vorgegebenen Vorranggebiete Landwirtschaftliche Bodennutzung sind für 
eine nachhaltige Entwicklung der Landbewirtschaftung vorgesehen. Andere raumbedeut-
same Nutzungen sind in diesen Gebieten ausgeschlossen, soweit diese mit der vorrangigen 
Funktion nicht vereinbar sind. 
 
Südlich von Großfurra befindet sich der südwestliche Ausläufer des Vorbehaltsgebiets Frei-
raumsicherung fs-37 „Naturpark Kyffhäuser“. Bei den Vorbehaltsgebieten Freiraumsicherung 
handelt es sich um großräumig übergreifende Gebiete zur Sicherung der für eine nachhaltige 
Entwicklung notwendigen, ökologisch intakten Freiraumstruktur. Sie dienen der langfristigen 
Erhaltung der Regenerationsfähigkeit des Naturhaushalts und der Landschaft in der Region.  
 
Sondershausen einschließlich des Ortsteils Großfurra grenzen im Süden an das Vorbehalts-
gebiet Tourismus und Erholung 5 „Hainleite“. Das Vorbehaltsgebiet soll für Wander-, Erho-
lungs-, Natur-, Camping- und Kulturtourismus sowie für die stadtnahe Erholung erhalten und 
entwickelt werden. Durch die weitere Aufwertung der touristischen Infrastruktur in Verbindung 
von Landschaftserleben, kulturellen und sportlichen Freizeitaktivitäten soll eine leistungsfä-
hige Tourismuswirtschaft gefestigt werden.   
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Die Einbeziehung einer einzelnen Fläche in den Innenbereich des Ortsteils Großfurra steht 
den Grundsätzen und Zielen der festgelegten Vorrang- und Vorbehaltsgebiete prinzipiell 
nicht entgegen.  
 

2.3 Flächennutzungsplan 
 
Die Stadt Sondershausen verfügt über keinen Flächennutzungsplan, der für das gesamte 
Gemeindegebiet rechtsverbindlich ist. Für das Stadtgebiet von Sondershausen wurde der 
Entwurf des Flächennutzungsplans zuletzt am 13.05.2004 beschlossen.  
 
Aufgrund der Größe der Stadt und deren Bedeutung als Kreisstadt und Mittelzentrum besteht 
die dringende Notwendigkeit, einen Flächennutzungsplan für das gesamte Gemeindegebiet 
aufzustellen. Die Stadt Sondershausen stellt für das Jahr 2023 die finanziellen Mittel für die 
Erarbeitung des Flächennutzungsplans bereit. Diese komplexe Planungsaufgabe wird einen 
längeren Bearbeitungszeitraum in Anspruch nehmen.  
 
Die Stadt Sondershausen hat sich in den vergangenen Jahrzehnten auf die Erarbeitung von 
integrierten Stadtentwicklungskonzepten konzentriert. Das erste Stadtentwicklungskonzept 
wurde für den Zeitraum 2002 – 2010 erarbeitet. Die Fortschreibung des Stadtentwicklungs-
konzepts erfolgte für den Zeitraum 2011 – 2020. Die zweite Fortschreibung für den Zeitraum 
2021 – 2030 wurde im Jahr 2023 vom Stadtrat beschlossen. In den integrierten Stadtent-
wicklungskonzepten werden alle wichtigen Schwerpunktthemen bearbeitet, wie Bevölke-
rungsentwicklung, Wohnraumbedarf, Arbeitsplatzangebote, Bedarf an Wohnbauland und Ge-
werbegebiete, Einrichtungen und Angebote der sozialen Infrastruktur, Kultur, Sport und Erho-
lung, Verkehr und technische Infrastruktur, Umweltschutz u. v. m. Die aktuelle Fortschreibung 
des Stadtentwicklungskonzepts wird eine fundierte Grundlage für den zu erarbeitenden Flä-
chennutzungsplan bilden. 
 
Die Ergänzungssatzung „Wohnbebauung Mühlgasse“ steht folglich nicht den Festsetzungen 
eines Flächennutzungsplans entgegen. Bei der Erarbeitung des Flächennutzungsplans für 
die Stadt Sondershausen mit allen Ortsteilen sind die Festsetzungen der Ergänzungssatzung 
zu beachten. 

 
3. Planinhalte und Festsetzungen 
 
3.1 Planungsrechtliche Festsetzungen 
  
3.1.1 Grundfläche 
 
In der textlichen Festsetzung 1.1 wird die zulässige Grundfläche mit 260 m² je Baugrund-
stück festgesetzt. Die Festlegung der absoluten Größe der Grundfläche wird nach den bauli-
chen Anlagen ausgerichtet, die von den Bauherren geplant werden. Die festgelegte Grund-
fläche bildet die Basis für die naturschutzrechtliche Eingriffs- und Ausgleichsplanung. Auf den 
Baugrundstücken auf der Nordseite der Mühlgasse wurden folgende Flächen überbaut: 268 
m², 261 m² und 291 m². Die festgesetzte Grundfläche von 260 m² für jedes geplante Bau-
grundstück fügt sich in die Charakteristik der näheren Umgebung ein.  
Die festgesetzte Grundfläche wird als Eingriffsfläche bewertet und mit geeigneten Maßnah-
men ausgeglichen werden. Mit der Festlegung der Grundfläche wird dem Grundsatz des 
sparsamen Umgangs mit Grund und Boden gefolgt. 
 
Die sonst übliche Grundflächenzahl als Verhältniszahl zwischen Größe des Baugrundstücks 
und Fläche der baulichen Anlagen soll nicht verwendet werden, da von der Größe des 
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Baugrundstücks die „Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft“ abgezogen werden muss. 
Die Festlegung der absoluten Grundfläche ist eindeutig und nachvollziehbar.  
 

3.1.2 Überbaubare Grundstücksfläche 
 
In der textlichen Festsetzung 2.1 wird klargestellt, dass die überbaubare Grundstücksflä-
che im Plan Teil A durch Baugrenzen festgesetzt wird. In der Lage der zeichnerisch festge-
setzten, überbaubaren Grundstücksfläche spiegelt sich der Bereich wider, in dem sich 
Hauptgebäude, hier die Wohngebäude, in das nähere Umfeld einfügen würden. Innerhalb 
der überbaubaren Grundstücksfläche sind auch Garagen, Stellplätze, Nebengebäude usw. 
zulässig. 
 
Untergeordnete Gebäudeteile, die in der Festsetzung 2.2 beispielhaft, aber nicht abschlie-
ßend, aufgeführt werden, dürfen die Baugrenzen nach außen geringfügig überschreiten, hier 
wird ein Maß der Überschreitung von 1,5 m festgesetzt. Damit das Kronenwachstum nicht 
beeinträchtigt wird, müssen die Pflanzstandorte von Bäumen einen Abstand von mindestens 
4,0 m zu den hervortretenden Gebäudeteilen aufweisen. 
 

3.1.3 Garagen und Stellplätze  
 
In der textlichen Festsetzung 3.1 wird klargestellt, dass offene Garagen (Carports) und ge-
schlossene Garagen auf der „Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Boden, Natur und Landschaft“ nicht errichtet werden dürfen.  
 
PKW-Einstellplätze dürfen nach der Festsetzung 3.2 ebenfalls nicht auf der „Fläche zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft“ errichtet werden. 
Diese Fläche bleibt der Entwicklung einer freiwachsenden Strauchhecke mit umlaufendem 
Krautsaum vorbehalten. 
 

3.1.4 Nebenanlagen 
 
Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO sind auf der überbaubaren und nicht überbaubaren 
Grundstücksfläche zulässig. Nach der textlichen Festsetzung 4.1 sind auf der „Fläche zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft“ linienförmige Ver-
sickerungsanlagen für Regenwasser zulässig, wie Rigolen oder Mulden-Rigolen. Diese Ne-
benanlagen sind mit der Entwicklung einer Strauchhecke vereinbar. Andere Nebenanlagen 
als die zuvor genannten sind auf der „Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft“ unzulässig, damit die Fläche ihrem Zweck, der Anlage ei-
ner Strauchhecke, gerecht werden kann.  
 

3.1.5 Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 

 
Im Punkt 5. der textlichen Festsetzungen werden die Maßnahmen festgesetzt, die zum 
Ausgleich der geplanten Eingriffe geeignet und notwendig sind. 
 
Die Hauptmaßnahme auf den Grundstücken an der Mühlgasse stellt die Anpflanzung, Ent-
wicklung und extensive Pflege einer Strauchhecke mit Krautsaum an der nördlichen Grund-
stücksgrenze dar. In der Planzeichnung Teil A ist dafür eine „Fläche für Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft“ mit einer Fläche 
von 194 m² zeichnerisch festgesetzt.  
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In der textlichen Festsetzung 5.1 werden detaillierte Festlegungen für die Anlage der frei-
wachsenden Strauchhecke mit Krautsaum auf der „Maßnahmenfläche“ getroffen. Für die frei-
wachsende Strauchhecke sollen standortheimische Sträucher angepflanzt werden. Die 
Laubsträucher sollen aus gebietseigenen Beständen (hier aus dem Verbreitungsgebiet 2) 
und von zertifizierten Produzenten stammen. Es sind Arten geringer bis mittlerer Wuchshöhe 
zu verwenden. 
Die Hecke soll einreihig, auf der Mittellinie des 3,0 m breiten Streifens gepflanzt werden. Der 
Abstand zur Grundstücksgrenze beträgt somit 1,5 m. Zwischen den Sträuchern soll der 
Pflanzabstand nicht größer als 1,0 m sein. Somit ergibt sich eine Zahl von 63 Sträuchern.  
 
Auf dem 1,5 m breiten Krautsaum auf der westlichen, nördlichen, östlichen und südlichen 
Seite sollen standorttypische Gras- und Staudenfluren entwickelt werden. Die Aussaat muss 
mit einer standortgerechten, gebietsheimischen Wildsaatgutmischung aus heimischen Wild-
kräutern und Wildgräsern erfolgen. Die Wildsaatgutmischung wird auch als Regio-Saatgut 
bezeichnet.  
 
Die Feldhecke soll sich freiwachsend entwickeln, also nicht in Form geschnitten werden. Nur 
Pflege- und Verjüngungsschnitte sind an den Sträuchern erlaubt.  
Die Pflege des Krautsaums muss extensiv erfolgen, damit die Vegetation aus Gräsern und 
Kräutern sich natürlich entwickeln kann, sich Blüten und Samen entfalten und die den Saum 
besiedelnde Fauna weitestgehend ungestört bleibt. Andererseits ist eine extensive Pflege 
der Fläche durch die einmalige Mahd pro Jahr notwendig, damit die Verbuschung, die durch 
die natürliche Sukzession einsetzen würde, unterbunden wird. Die Mahd soll im Juli oder Au-
gust erfolgen, damit die Vegetation bis zum Winter wieder aufwachsen kann und als Über-
winterungsmöglichkeit für Insekten dienen kann. Das Mahdgut soll 3 – 7 Tage auf der Fläche 
verbleiben. So können Samen ausfallen und Kleinlebewesen auswandern. Danach ist das 
Mahdgut zu entfernen. Wenn das Mahdgut auf der Fläche verrottet, würde es die Fläche zu-
sätzlich düngen. Der Boden soll aber möglichst karg bleiben. Bei der Verrottung kann es 
auch zu unerwünschter Schimmelbildung kommen.    
 
Als zusätzliche Maßnahme sollen im Geltungsbereich 1 auf jedem Baugrundstück mindes-
tens 2 hochstämmige Laub- oder Obstbäume angepflanzt werden. Entsprechende Festle-
gungen werden in der textlichen Festsetzung 5.2 getroffen. Hochstämmige Obstbäume, die 
erhalten werden, sind bei der Ermittlung der Gesamtzahl mit anzurechnen. Zur Sicherung 
des uneingeschränkten Kronenwachstums werden Mindestabstände der Pflanzstandorte zu 
Gebäuden und anderen Bäumen vorgeschrieben. Weiterhin werden Mindest-Pflanzqualitä-
ten der Baumschulware festgelegt. Die zulässigen Arten der Laub- und Obstbäume sind in 
der „Artenauswahl“ (Festsetzung 5.6) aufgeführt. 
 
Durch die Festsetzung einer Mindestanzahl von Laub- oder Obstbäumen auf den Baugrund-
stücken soll die komplette Beseitigung aller vorhandenen Obstbäume unterbunden werden 
bzw. der Ersatz auf dem Grundstück gesichert werden.  
An dieser Stelle wird darauf hingewiesen, dass sich die einzubeziehende Fläche nach 
Rechtsgültigkeit der Ergänzungssatzung im Innenbereich und damit im Geltungsbereich der 
„Satzung zum Erhalt des Baumbestandes der Stadt Sondershausen (Baumschutzsatzung)“ 
befinden wird. 
 
In der Kombination der Strauchhecke mit den hochstämmigen Laub- oder Obstbäumen sol-
len die nicht überbauten Grundstücksflächen, also die Haus- und Vorgärten, aufgewertet 
werden und eine zumindest durchschnittlich strukturreiche Ausprägung erhalten. 
 
In der Festsetzung 5.3 wird festgelegt, dass die Durchführung der Pflanzmaßnahmen spä-
testens in der zweiten Pflanzperiode nach der Nutzungsaufnahme des Hauptgebäudes erfol-
gen muss. Als Pflanzperiode gelten das Frühjahr und der Spätherbst.  
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Die nach dieser Festsetzung anzupflanzenden Laub- und Obstbäume sind dauerhaft zu er-
halten und zu pflegen. Sollten Gehölze trotzdem eingehen, sind diese umgehend in der 
nächsten Pflanzperiode zu ersetzen. Die Ersatzpflanzen sind ebenfalls der „Artenauswahl“ 
zu entnehmen. 
 
Durch die Ausgleichsmaßnahmen auf den Baugrundstücken können die geplanten Eingriffe 
nicht vollständig ausgeglichen werden. Aus diesem Grund muss die externe Ausgleichs-
maßnahme 1 durchgeführt werden. Die Vorhabenträgerin stellt dafür ein privates Grund-
stück (Gemarkung Großfurra, Flur 6, Flurstück 173/13) an der Rumbachstraße im Ortsteil 
Großfurra zur Verfügung.  
Die Maßnahme wird auf der rückwärtigen Teilfläche des genannten Flurstücks in einer Größe 
von 720 m² geplant. Diese Teilfläche wird im Plan Teil A als Geltungsbereich der externen 
Ausgleichsmaßnahme 1 zeichnerisch dargestellt. 
Im Geltungsbereich der externen Ausgleichsmaßnahme 1 soll eine Streuobstwiese angelegt, 
entwickelt und dauerhaft gepflegt und erhalten werden. Die auf der Fläche vorhandenen 3 
Obstbäume sollen erhalten, gepflegt und bei Abgang umgehend durch regionaltypische, 
hochstämmige Obstbäume nach der Artenauswahl ersetzt werden.  
Auf der Fläche sind weiterhin mindestens 7 hochstämmige Obstbäume anzupflanzen, so-
dass insgesamt mindestens 10 Obstbäume im engen räumlichen Zusammenhang den zu-
künftigen Streuobstbestand bilden werden. Damit sich die Kronen der Obstbäume frei entwi-
ckeln können, müssen die Pflanzstandorte einen Mindestabstand von 4,0 m zu Gebäuden 
und Grundstücksgrenzen aufweisen. Der Pflanzabstand zwischen den Bäumen soll mindes-
tens 8,0 m betragen. Mit dem Ziel der Entwicklung einer regionaltypischen Streuobstwiese 
sollen regionaltypische, hochstämmige Obstbäume angepflanzt werden. Die Mindestqualität 
der Baumschulware wird festgesetzt.  
Die vorhandene Vegetation aus Gräsern und Kräutern soll erhalten und extensiv gepflegt 
werden. Die Fläche ist einmal pro Jahr mähen, sodass sich Blüten und Samen ausbilden 
können. Die Mahd soll deshalb im Herbst durchgeführt werden. Durch die einmalige Mahd 
pro Jahr wird die Verbuschung der Vegetationsfläche durch die natürliche Sukzession unter-
bunden.  
 
Die Anlage der Streuobstwiese im Geltungsbereich der externen Ausgleichsmaßnahme 1 soll 
entsprechend der textlichen Festsetzung 5.5 spätestens in der 2. Pflanzperiode (Frühjahr 
oder Spätherbst) nach dem Inkrafttreten der Ergänzungssatzung durch die Anpflanzung von 
mindestens 7 Obstbäumen realisiert werden.  
  
Für den vollständigen Ausgleich der geplanten Eingriffe in Natur und Landschaft im Bereich 
der Ergänzungssatzung ist eine weitere externe Ausgleichsmaßnahme erforderlich. Gemäß 
der textlichen Festsetzung 5.6 soll die externe Ausgleichsmaßnahme 2 auf einem städti-
schen Grundstück im Ortsteil Oberspier realisiert werden. Sie wird Bestandteil einer Sam-
melkompensationsmaßnahme. Eine Teilfläche auf dem Flurstück Oberspier 10 - 430/5 wird 
als Wildacker genutzt.  Die Nutzung wird nicht von einem Landwirt betrieben und ist nicht für 
die Nahrungsmittel- oder Futtermittelproduktion bestimmt. Die geernteten Feldfrüchte dienen 
ausschließlich der Wildtierfütterung.  
Ein rechnerisch ermittelter Flächenanteil, in diesem Fall 1.360 m², soll der natürlichen Suk-
zession überlassen werden. Durch den natürlichen Anwuchs von Sträuchern und Bäumen 
soll sich ein naturbestimmter Wald entwickeln. Die Fläche wird dauerhaft aus der Bewirt-
schaftung genommen. Sie wird ohne weitere Pflegemaßnahmen der natürlichen Sukzession 
überlassen. 
   
Die zulässigen standortheimischen und regionaltypischen Laub- und Obstbäume sind in der 
textlichen Festsetzung 5.7 aufgeführt. Die Artenauswahl gilt für die Pflanzmaßnahmen im 
Geltungsbereich der Ergänzungssatzung und im Geltungsbereich der externen Ausgleichs-
maßnahme 1. 
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In der textlichen Festsetzung 5.7 sind konkrete Maßnahmen zum Schutz wildlebender 
Tiere festgesetzt, z. B. Zeiträume zur Beseitigung von Gehölzen oder für Maßnahmen an be-
stehenden Gebäuden. Es werden auch Verfahrensweisen für die Fälle beschrieben, wenn 
die Schädigung bzw. Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten unvermeidbar sein 
sollte. 
 
In der textlichen Festsetzung 5.8 wird vorsorglich festgelegt, dass im Falle des Auftretens 
von artenschutzrechtlichen Tatbeständen während der Umsetzung der Vorhaben, die zum 
Zeitpunkt der Planung noch nicht bekannt waren, die Untere Naturschutzbehörde beim Land-
ratsamt Kyffhäuserkreis unverzüglich zu informieren ist, damit geeignete Maßnahmen getrof-
fen werden können. 
 

3.1.6 Zuordnung von Ausgleichsmaßnahmen 
 
Im Punkt 6. der textlichen Festsetzungen werden die externen Ausgleichsmaßnahme 1 
und 2 den Baugrundstücken im Geltungsbereich der Ergänzungssatzung, auf denen der Ein-
griff in Natur und Landschaft geplant ist, vollständig zugeordnet. Die derzeitige Eigentümerin 
der Baugrundstücke im Geltungsbereich der Ergänzungssatzung, die gleichzeitig die Vorha-
benträgerin für die Ergänzungssatzung ist, muss die Grundstücksfläche im Geltungsbereich 
der externen Ausgleichsmaßnahme 1 zur Verfügung stellen. Sie ist weiterhin verpflichtet, alle 
Kosten, die durch die Anlage, Entwicklung und dauerhafte extensive Pflege der Streuobst-
wiese über einen Zeitraum von 30 Jahren entstehen, einschließlich etwaiger Entschädi-
gungszahlungen an den privaten Grundstückseigentümer und anfallender Gebühren selbst 
tragen. Beim Weiterverkauf der Baugrundstücke im Geltungsbereich der Ergänzungssatzung 
an private Bauinteressenten kann sie die entstehenden Kosten auf den Grundstückspreis 
aufschlagen. Der Stadt Sondershausen dürfen keine Kosten entstehen. 
 
Die externe Ausgleichsmaßnahme 2 wird die Stadt Sondershausen selbst durchführen. Die 
dafür errechneten Kosten, die über einen Zeitraum von 30 Jahren entstehen werden, legt die 
Stadt Sondershausen auf die Vorhabenträgerin um. Sie kann wiederum diese Kosten auf 
den Grundstückspreis beim Weiterverkauf der Grundstücke an der Mühlgasse aufschlagen.   
 
Die Vorhabenträgerin muss vor dem Satzungsbeschluss mit der Stadt Sondershausen einen 
städtebaulichen Vertrag abschließen, in dem sie sich auch verpflichtet, das private Grund-
stück 173/13 in der Flur 6 der Gemarkung Großfurra bereitzustellen und alle Kosten, die 
durch die Anlage, Entwicklung und Pflege der Streuobstwiese im Geltungsbereich der exter-
nen Ausgleichsmaßnahme 1 entstehen, selbst zu tragen. Die Maßnahmenfläche im Gel-
tungsbereich der externen Ausgleichsmaßnahme 1 ist durch eine entsprechende Baulastein-
tragung im Baulastenverzeichnis beim Landratsamt Kyffhäuserkreis zu sichern. Weiterhin 
muss sich die Vorhabenträgerin verpflichten, die Kosten für die externe Ausgleichsmaß-
nahme 2 an die Stadt Sondershausen zu zahlen.  
 

3.2 Kennzeichnungen 
 
Gemäß § 9 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 BauGB sollen Flächen gekennzeichnet werden, unter denen 
der Bergbau umgeht oder die für den Abbau von Mineralien bestimmt sind. Das Planungsge-
biet befindet sich am Rande der untertägigen Gewinnungstätigkeit des Kalibergwerks „Glück-
auf“ Sondershausen. Im Text Teil B wird im Punkt „Kennzeichnungen“ informiert, dass sich 
das Planungsgebiet im Bereich des Bergwerkseigentums „Sondershausen“ für den Abbau 
von Kalisalzen befindet. Für das deckungsgleiche Gebiet liegt die Bewilligung „Im Wippertal“ 
für den Abbau von Steinsalzen vor. Rechtsinhaberin beider Bewilligungen ist die GSES 
Glückauf Sondershausen Entwicklungs- und Sicherungsgesellschaft mbH. Aufgrund der 
früheren Abbautätigkeit kommt es an der Tagesoberfläche zu Senkungen, Zerrungen, 
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Pressungen und Schieflagen. Aus diesem Grund ist für den Baubereich eine Senkungsprog-
nose von der Rechtsinhaberin der Bergbauberechtigung einzuholen. Bei der Planung von 
baulichen Anlagen, insbesondere von größeren Gebäuden ist deren Verträglichkeit gegen-
über den prognostizierten Veränderungen an der Erdoberfläche zu prüfen. 
 

3.3 Nachrichtliche Übernahmen von nach anderen gesetzlichen 
Vorschriften getroffenen Festsetzungen 

 
Gemäß § 9 Abs. 6 BauGB sollen u. a. die nach anderen gesetzlichen Vorschriften getroffe-
nen Festsetzungen nachrichtlich in den Bebauungsplan übernommen werden, sofern sie zu 
seinem Verständnis oder für die städtebauliche Beurteilung von Baugesuchen notwendig 
oder zweckmäßig sind. Diese Regelung wird in der Ergänzungssatzung angewendet. 
 
Im Punkt 8.2 wird auf der Grundlage des Thüringer Denkmalschutzgesetzes festgelegt, dass 
der Beginn der Erdarbeiten mindestens 2 Wochen zuvor einer für die Bodendenkmale zu-
ständigen Stellen anzuzeigen ist, damit eine denkmalfachliche Begleitung der Arbeiten 
durchgeführt werden kann. Hinweise auf mögliche Bodendenkmale sollen frühzeitig erkannt 
werden, um weitere Sicherungsmaßnahmen durchführen zu können. 
 
Die Festsetzung 8.2 basiert auf dem Bundesnaturschutzgesetz. Es werden konkrete Festle-
gungen zum Schutz wildlebender Tiere getroffen, um Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 
Nr. 1 BNatSchG zu vermeiden.  
 
Ergänzend wird im Punkt 8.3 festgesetzt, dass im Falle des Auftretens von artenschutzrecht-
lichen Tatbeständen während der Umsetzung der Ergänzungssatzung, die zuvor nicht be-
kannt waren, sofort die Untere Denkmalschutzbehörde zu informieren ist. Die Behörde soll 
eine Prüfung vor Ort durchführen und geeignete Maßnahmen treffen können, um Verbotstat-
bestände gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG zu verhindern. 
   

 
3.4 Hinweise auf andere gesetzliche Vorschriften 
 
Es handelt sich um textliche Hinweise auf Vorschriften, die auf der Grundlage unterschiedli-
cher Gesetze und Verordnungen erlassen worden sind. Sie werden im Text Teil B aufge-
führt. Ausgewählt werden zur Information der Vorhabenträgerin und Bauinteressenten die 
Vorschriften, die allgemein für Bauvorhaben im Sondershausen gelten. 
Die Hinweise beziehen sich auf folgende Themen: 
 

• Anzeigepflicht archäologischer und paläontologischer Zufallsfunde sowie von Münz-
funden, 

• Standort außerhalb von Überschwemmungsgebieten sowie Wasser- und Heilquellen-
schutzgebieten,  

• Abwasserbeseitigung, Regenwasserversickerung und Umgang mit wassergefährden-
den Stoffen, 

• Umgang mit gefährlichen und nicht gefährlichen Abfällen,  

• Anzeigepflicht von geologischen Untersuchungen, wie Erdaufschlüsse und größere 
Baugruben und Pflicht zur Übergabe der Untersuchungsergebnisse,   

• im Planungsgebiet keine altlastverdächtige Fläche im Thüringer Altlasteninformations-
system (THALIS) erfasst, 

• Vorsorge- und Schutzmaßnahmen zur Vermeidung schädlicher Bodenveränderungen 
und Beeinträchtigungen anderer Schutzgüter (Luft, Wasser), 

• Lage im 3-km-Radius einer der Störfall-Verordnung unterliegenden Anlage, 

• Lage in einem durch Munitionskörper gefährdeten Bereich, 
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• Sofortige Informationspflicht beim Auffinden von Kampfmitteln und Sicherung der 
Fundstelle, 

• Schutzmaßnahmen gegen Baulärm, 

• Einhaltung von Pflanzabständen nach dem Thüringer Nachbarrechtsgesetz, 

• Lage im Geltungsbereich der Baumschutzsatzung der Stadt Sondershausen. 
 

 

3.5 Hinweise zur Planung 
 
Im Text Teil B wird an dieser Stelle darauf hingewiesen, dass die Stadt Sondershausen mit 
der Vorhabenträgerin einen städtebaulichen Vertrag über die Kostenübernahme und 
Durchführung folgender Leistungen abschließen wird:  
 

• städtebauliche Planung einschließlich der Kosten für die Verfahrensdurchführung, 

• Bereitstellung der privaten Grundstücksfläche im Geltungsbereich der externen 
Ausgleichsmaßnahme 1 und Durchführung der externen Ausgleichsmaßnahmen 1 
incl. der dauerhaften extensiven Pflege der Vegetationsfläche sowie Obstbäume in 
einem Zeitraum von 30 Jahren, 

• Externe Ausgleichsmaßnahme 2.  
 

Der Vertrag soll in Schriftform spätestens zum Satzungsbeschluss unterzeichnet vorliegen.   
 

 
4. Eingriffs- und Ausgleichsplanung  
 
4.1 Bestandsaufnahme und Bewertung 
 
Der Geltungsbereich der Ergänzungssatzung liegt am westlichen Ortsrand von Großfurra an 
der nördlichen Straßenseite der Mühlgasse. 
Die drei Grundstücke, die in den Innenbereich einbezogen werden sollen, haben zusammen 
eine Fläche von 1.918 m². Sie wurden früher als Garten genutzt. Erst in den letzten Jahren 
erfolgte keine Bewirtschaftung der Gartenfläche mehr. Auf dem nährstoffreichen Boden ent-
wickelte sich nach einer Rasenansaat eine dichte Vegetation aus Gräsern und Kräutern, die 
regelmäßig gemäht wird. Die Fläche ist komplett unbebaut.   
Am westlichen, südlichen und östlichen Rand der Fläche stehen ältere Obstbäume mit unter-
schiedlichen Stammumfängen. Der überwiegende Teil besteht aus halbstämmigen Obstbäu-
men mit einer Höhe von 4 – 5 m. Der Bestandsbaum im Nordwesten des Planungsgebietes 
ist hochstämmig und ca. 7 m hoch. 
Nachfolgend wird der Bestand auf den Flächen, auf denen die Eingriffe geplant werden, be-
wertet. Der Bestand im Geltungsbereich der Ergänzungssatzung wird in der Anlage 3 zur Be-
gründung Biotope – Bestand dargestellt. 
 
Schutzgut Mensch: Die ehemalige Gartenfläche im Planungsgebiet dient in der jetzigen Be-
wirtschaftungsform nicht mehr der Erholung, eventuell noch für den Obstanbau.    
In unmittelbarer Nähe des Standortes befindet sich das Schwimmbad von Großfurra. Der Ba-
desportverein Großfurra e.V. betreibt das Freibad und eröffnet Personen verschiedener Al-
tersgruppen in den Sommermonaten die Möglichkeit der sportlichen Betätigung, Erholung 
und sinnvollen Freizeitbeschäftigung in der Gemeinschaft.  
Die Straße Mühlgasse führt in ihrer Verlängerung als asphaltierter Feldweg in die freie Feld-
flur westlich von Großfurra. Der Feldweg kann für Wanderungen und Radwanderungen in 
Richtung Hainleite genutzt werden.  
 



Begründung    zur Ergänzungssatzung Nr. 12 „Wohnbebauung Mühlgasse – Ortsteil Großfurra“  
– Entwurf –     

Planungsstand Januar 2024                 Seite 22 von 36 

Schutzgut Pflanze: Die ehemalige Gartenfläche im Geltungsbereich wird als solche nicht 
mehr genutzt. Die angelegte Bodenvegetation besteht aus Gräsern und Kräutern. Die Vege-
tation deutet auf einen nährstoffreichen Boden hin. Sie wird regelmäßig gemäht, also intensiv 
gepflegt. Der Bereich ohne Baumbestand wird als mesophiles Grünland auf einem frisch bis 
mäßig trockenem Standort eingestuft. 
 Biotop: mesophiles Grünland, frisch bis mäßig trocken (4222)  
 Bedeutungsstufe: 30 
 
Der westliche, südliche und östliche Randbereich der Fläche wird extensiv gepflegt. Es ent-
wickelte sich ein grasreicher, ruderaler Saum. 
 Biotop: grasreiche, ruderale Säume frischer Standorte (4711)  
 Bedeutungsstufe: 30 
 
Am westlichen, südlichen und östlichen Rand der betrachteten Fläche stehen mehrere halb-
stämmige und ein hochstämmiger Obstbaum. Die Obstbäume verbessern das Kleinklima 
durch Verdunstung von Wasser und Verschattung, sind Trachtbäume für Insekten, Teille-
bensraum für Vögel und Insekten, wandeln Kohlendioxid in Sauerstoff um und werten das 
Landschaftsbild auf. Die halbstämmigen Obstbäume werden nicht separat bewertet. Ihr Wert 
wird nicht höher bewertet als die ruderalen Säume, auf denen sie stehen. Der hochstämmige 
Obstbaum ist von großer Bedeutung.  
 
 Biotop: Einzelbaum (6400), 
 Bedeutungsstufe: 35 
 
Schutzgut Tier: Das betroffene mesophile Grünland mit ruderalen Säumen korrespondiert mit 
den in direkter Umgebung vorhandenen Gartenflächen. Dieser Lebensraum wird durch das 
westlich angrenzende Grünland und Strauchhecken ergänzt. Der Lebensraum ist daher 
strukturreich und bietet von Laub- und Obstbäumen, über Sträucher und Hecken bis zu Of-
fenflächen ein breites Spektrum. Im Verbund sind diese Bereiche Lebens-, Teillebens- und 
Nahrungsraum verschiedener Vogelarten (z.B. Gartenrotschwanz), Insekten (Schmetterlings- 
und Heuschrecken-Arten) sowie weniger Kleinsäuger (Igel, Maulwurf, Maus-Arten).  

 
Schutzgut Boden: Das mesophile Grünland mit ruderalen Säumen dient der Versickerung 
und Speicherung von Niederschlagswasser. Weiterhin hat der Boden ein hohes Filtervermö-
gen für gelöste Stoffe. Künstliche Dünge- und Pflanzenschutzmittel werden aufgrund der mo-
mentanen Nutzung als Erholungs- und Obstgarten wahrscheinlich wenig oder gar nicht mehr 
zum Einsatz kommen im Gegensatz zu der Zeit, als die Fläche noch aktiv bewirtschaftet 
wurde. 
Vorbelastungen des Bodens, z. B. infolge von Verdichtung, sind wohl nicht vorhanden.  

 
Schutzgut Wasser: Die unbebaute Grünlandfläche steht vollständig der Versickerung von 
Niederschlagswasser zur Verfügung. 

 
Schutzgut Klima und Luft: Großfurra zählt zum Börde- und Mitteldeutschen Binnenklima und 
gehört damit zu den relativ trockenen, milden und temperaturmäßig begünstigten Gebieten 
Thüringens. Der Wind kommt aufgrund der Lage zwischen Höhenzügen vorrangig aus west-
lichen Richtungen. Aufgrund der leicht erhöhten Lage am Ortsrand ist eine gute Durchlüftung 
gewährleistet. Einzelbäume und Sträucher verbessern aufgrund von Verdunstung und Ver-
schattung das Lokalklima an den Rändern des Planungsgebietes. 

 
Schutzgut Landschaft: Das Landschaftsbild wird durch den Übergang der offenen Feldflur 
zum Siedlungskörper von Großfurra, bestehend aus Gebäuden und unterschiedlich 
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strukturreichen Garten- und Vegetationsflächen, gekennzeichnet. Der Baumbestand in den 
Gärten trägt zur Eingrünung des Ortsrandes in diesem Bereich bei. 

 
Schutzgut Kultur- und Sachgüter: Kultur- und Sachgüter sind im näheren Umfeld des Pla-
nungsgebietes nicht bekannt.  

 

4.2 Konfliktanalyse und Ermittlung der Eingriffserheblichkeit 
 
Schutzgut Mensch: Durch den Bau von drei Einfamilienhäusern und Garagen wird die ehe-
malige Gartenfläche, die ursprünglich der aktiven Erholung diente, deutlich eingeschränkt. 
Die Erholungsfunktion der Gartenflächen auf den Nachbargrundstücken und in der Umge-
bung wird dagegen nicht beeinträchtigt.  

Die Potentiale zur Erholung und sportlichen Betätigung des nahegelegenen Schwimmbades 
von Großfurra werden durch die geplanten Wohngebäude nicht eingeschränkt. Der Feldweg 
in Verlängerung der Mühlgasse wird durch die geplante Bebauung in seiner Nutzbarkeit als 
Wander- und Radweg ebenfalls nicht beeinträchtigt. 

 
Schutzgut Pflanze: Die Biotope des mesophilen Grünlands mit ruderalen Säumen wird durch 
den Bau der Wohnhäuser und Garagen sowie der Neuanlage von Hausgärten vollständig 
vernichtet. Nach einem späteren Rückbau dieser Gebäude könnten ein vergleichbares Bio-
top durch Ansaat in einem kürzeren Zeitraum (5 - 10 Jahre) wiederhergestellt werden. 
Das Biotop der Einzelbäume wird keine Veränderungen erfahren. Der hochstämmige Obst-
baum in der nordwestlichen Ecke des Planungsgebietes soll erhalten werden.  

 
Schutzgut Tier: Der Lebens-, Teillebens- und Nahrungsraum der in diesem Bereich natürlich 
vorkommenden Tiere wird durch die geplante Bebauung und Umwandlung des Grünlandes 
verändert. Im Verhältnis zum gesamten Lebensraum aus Haus- und Erholungsgärten, an-
grenzenden Offenflächen und Feldhecken wird diese Veränderung aber kaum spürbare Aus-
wirkungen haben.  

 
Schutzgut Boden: Der Boden wird für die Herstellung von Bodenplatten und Frostschürzen 
durch Abtrag, Verdichtung und Überdeckung beeinträchtigt. Die zu überbauenden Flächen 
der Garageneinfahrt, Wege und Terrasse wird durch die Oberflächenbefestigungen verdich-
tet, bleiben aber geringfügig versickerungsfähig. Die Gebäudeflächen stehen der Versicke-
rung nicht mehr zur Verfügung. Das unverschmutzte Oberflächenwasser von Dächern und 
befestigten Flächen soll auf den Baugrundstücken versickert werden. Die Speicher- und Fil-
terfunktion des Bodens und die Qualität als Lebensraum werden im Bereich der Überbauung 
eingeschränkt. Die Austauschprozesse werden behindert bzw. unterbunden.  

 
Schutzgut Wasser: Die versickerungsfähige Fläche wird im Geltungsbereich durch die Über-
bauung reduziert. Das unverschmutzte Oberflächenwasser von Dächern und befestigten Flä-
chen soll auf den Baugrundstücken versickert werden. Das Oberflächenwasser steht damit 
der Grundwasserneubildung weiter zur Verfügung bzw. wird zur Wiederverwendung gespei-
chert. 

 
Schutzgut Klima und Luft: Die Klima- und Luftverhältnisse werden von den geplanten niedri-
gen, einzelnstehenden Gebäuden nicht beeinträchtigt.  
 
Schutzgut Landschaft: Die geplanten ein- bis zweigeschossigen Einfamilienhäuser und die 
Garage werden sich in ihrer Kubatur und Gebäudehöhe in die vorhandene Bebauung im Um-
feld einfügen. Das Landschaftsbild wird durch die neuen Gebäude nicht beeinträchtigt.  
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Schutzgut Kultur- und Sachgüter: Durch die Errichtung der geplanten Gebäude werden keine 
Kultur- und Sachgüter gestört. Bei Erdarbeiten im näheren Umfeld wurden bisher keine ar-
chäologische und/oder paläontologischen Zufallsfunde gemacht. Auf die Meldepflicht von 
derartigen Zufallsfunden sowie Münzfunden wird in der Ergänzungssatzung ausdrücklich hin-
gewiesen. 

 
4.3 Vermeidungsgebot 
 
Die Vorhabenträgerin beabsichtigt, den Geltungsbereich der Ergänzungssatzung als baurei-
fes Land vorzubereiten und drei Baugrundstücke an Bauinteressenten zu veräußern. Auf den 
Baugrundstücken sollen insgesamt drei Einfamilienhäuser entstehen, die vorzugsweise von 
den Bauherren selbst genutzt werden. An die Stadtverwaltung Sondershausen werden im-
mer wieder Anfragen, überwiegend von jungen Familien, zu Bauland in Großfurra gerichtet. 
In der Vergangenheit wurden einige Baulücken im Innenbereich bebaut. Momentan stehen 
keine unbebauten Baugrundstücke in Großfurra zur Verfügung. Nicht für alle Bauherren ist 
der Erwerb einer Bestandsimmobilie eine Alternative zum Neubau.  
Die Absicht zur Bereitstellung von unbebauten Baugrundstücken resultiert aus dem Eigenbe-
darf des Ortsteils. Die vorliegende Ergänzungssatzung eröffnet die Möglichkeit, eine einzelne 
Fläche in den Innenbereich einzubeziehen. Eine komplette Vermeidung des Vorhabens 
würde dazu führen, dass sich die bauwilligen Familien Baugrundstücke in einem anderen 
Ortsteil oder in einer anderen Gemeinde suchen würden. Durch die Ergänzungssatzung und 
die Realisierung der drei Einfamilienhäuser werden die zukünftigen Bewohner eine noch 
stärkere Bindung zum Heimatort aufbauen und zum Fortbestand der Gemeinde beitragen.  
Durch die Festsetzung einer zulässigen überbaubaren Grundfläche wird der Versiegelungs-
grad auf dem Grundstück eingeschränkt. Somit wird dem Gebot des sparsamen Umgangs 
mit Grund und Boden Rechnung getragen. 
 

4.4 Bewertung der Eingriffsflächen 
 
Die Eingriffsflächen im Geltungsbereich der Ergänzungssatzung werden in der Tabelle An-
lage 2 zur Begründung entsprechend des Thüringer Bilanzierungsmodells bewertet.  
 

4.5 Bewertung der Kompensationsmaßnahmen 
 
Zum Ausgleich für die geplanten Eingriffe werden auf den drei Grundstücken im Geltungsbe-
reich der Ergänzungssatzung Kompensationsmaßnahmen geplant. Die Zielbiotope werden in 
der Anlage 4 zur Begründung Biotope – Planung grafisch dargestellt. 
 
Kompensationsmaßnahme A 1: Anpflanzung einer einreihigen Strauchhecke mit Krautsaum 
 
An der nördlichen Grundstücksseite der drei Grundstücke soll auf der „Maßnahmenfläche“ 
eine einreihige, freiwachsende Strauchhecke angepflanzt und entwickelt werden. Ein Form-
schnitt ist unzulässig, nur Pflege- und Verjüngungsschnitte können durchgeführt werden.  
 
Die Pflanzstandorte der Reihe sollen einen Abstand von 1,5 m von der Grundstücksgrenze 
aufweisen. Der Pflanzabstand zwischen den Sträuchern in der Reihe soll nicht größer als 1,0 
m betragen. Es ergibt sich eine Zahl von insgesamt 63 Sträuchern, die angepflanzt werden 
sollen.  
Es sind standortheimische Laubstraucharten geringer bis mittlerer Wuchshöhe (1,0 – 3,0 m) 
zu verwenden. Die zulässigen Arten werden in der Artenauswahl Punkt 5.7 der textlichen 
Festsetzungen aufgeführt.  
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Auf der westlichen, nördlichen, östlichen und südlichen Seite der Hecke ist ein 1,5 m breiter 
Krautsaum anzulegen. Zur Entwicklung standorttypischer Gras- und Staudenfluren muss die 
Ansaat mit einer standortgerechten, gebietsheimischen Wildsaatgutmischung aus heimi-
schen Wildkräutern und -gräsern (Regio-Saatgut) erfolgen. Der Krautsaum ist extensiv zu 
pflegen. Die Extensivpflege soll durch eine einmalige Mahd pro Jahr im Juli bis August erfol-
gen. Somit wird sichergestellt, dass sich im Frühjahr und Frühsommer Blüten und Samen 
ausbilden können. Im Herbst kann die Vegetation wieder aufwachsen, sodass Überwinte-
rungsmöglichkeiten für Insekten zur Verfügung stehen. Andererseits wird durch die regelmä-
ßige Mahd die Verbuschung des Krautsaums durch natürliche Sukzession unterbunden. 
Das Mahdgut soll auf der gemähten Fläche für 3 – 7 Tage verbleiben, um das Ausfallen von 
Samen und das Auswandern von Kleinlebewesen, vor allem Insekten, zu ermöglichen. Da-
nach ist das Mahdgut zu entfernen, damit der Boden keine zusätzlichen Nährstoffe erhält. 
 

Biotoptyp:  Hecke, überwiegend Sträucher (6110),  
mit Krautsaum (< 4,0 m)  

 Bedeutungsstufe:  35. 
 
Die freiwachsende Strauchhecke mit umlaufendem Krautsaum, der extensiv gepflegt werden 
soll, ist von hoher ökologischer Bedeutung durch folgende Faktoren: 
 

• Vernetzung zwischen Offenflächen im Außenbereich und Gartenflächen, 

• Erhöhung der Artenvielfalt, 

• günstige Beeinflussung des Wasserhaushalts durch Speicherung des Regenwassers, 

• Verhinderung der Winderosion,  

• die Umwandlung von Kohlendioxid in Sauerstoff durch Photosynthese, 

• Teillebens- und Nahrungsraum für Insekten, Vögel, Kleinsäuger, 

• Aufwertung des Landschafts- und Ortsbildes am Ortsrand. 
 
Die Strauchhecke mit Krautsaum soll spätestens in der 2. Pflanzperiode nach der Nutzungs-
aufnahme des Hauptgebäudes angelegt werden. 
 
Kompensationsmaßnahme auf den Hausgartenflächen: Erhaltung eines hochstämmigen 
Obstbaumes und Anpflanzung von 5 standortheimischen, hochstämmigen Laub- oder Obst-
bäumen 
 
Der vorhandene Obstbaum an der nördlichen Grundstücksgrenze soll erhalten und gepflegt 
werden. Mit der Erhaltung des Obstbaums wird ein möglicher Eingriff vermieden.   
Die neu entstehenden Hausgartenflächen sollen als durchschnittlich strukturreiche Gartenflä-
chen angelegt und entwickelt werden. Dazu sollen auf jedem der drei Baugrundstücke je 
mindestens zwei standortheimische, hochstämmige Laub- oder Obstbäume angepflanzt bzw. 
erhalten werden.  
Der Abstand der Bäume zu Gebäuden und Grundstücksgrenzen soll mindestens 4,0 m be-
tragen. Zwischen den Bäumen soll ein Pflanzabstand von mindestens 8,0 m eingehalten 
werden. Die Abstände sind für die ungestörte Kronenentwicklung der Bäume erforderlich. Auf 
dem westlichen der geplanten Baugrundstücke ist ein hochstämmiger Obstbaum im Plan Teil 
A als zu erhalten gekennzeichnet. Er ist zu erhalten, zu pflegen und bei Abgang durch einen 
hochstämmigen Obstbaum zu ersetzen. Dieser Baum ist bei der Berechnung der anzupflan-
zenden Laub- oder Obstbäume auf dem betreffenden Grundstück mit anzurechnen. 
Für die Neuanpflanzung sind standortheimische, hochstämmige Laubbäume (in der 
Pflanzqualität Hochstamm, 3-mal verschult, Stammumfang mindestens 12 – 14 cm, in 1,0 m 
Höhe vom Gelände gemessen, Kronenansatz ab 1,80 m Stammhöhe) oder hochstämmige 
Obstbäume (in der Pflanzqualität Hochstamm, 2-mal verschult, Stammumfang mindestens 7 
– 8 cm, in 1,0 m Höhe vom Gelände gemessen, Kronenansatz ab 1,80 m Stammhöhe) zu 
verwenden. Die zulässigen Arten der Bäume sind der textlichen Festsetzung 5.6 zu 
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entnehmen. Bei der Verwendung von Obstbäumen sind vorzugsweise alte, regionaltypische 
Obstsorten zu wählen, die sich seit Jahrzehnten bewährt und sich den Standortbedingungen 
und Klimaverhältnissen angepasst haben. Sie sind weniger empfindlich gegenüber Krankhei-
ten. 
Durch die Anpflanzung der hochstämmigen Laub- oder Obstbäume, die Erhaltung eines 
hochstämmigen Obstbaums sowie die Entwicklung einer freiwachsenden Feldhecke mit um-
lauf des Krautsaum sollen die Hausgartenflächen zu einem durchschnittlich strukturreichen 
Gartenbiotop entwickelt werden. 
 

Biotoptyp: zusammenhängende Wohnfläche (9110), durchschnittlich  
 strukturreich  
Bedeutungsstufe: 20 

 
Die Anpflanzung bzw. Erhaltung standortheimischer, hochstämmiger Laub- oder Obstbäume 
ist von mittlerer ökologischer Bedeutung durch folgende Faktoren: 
 

• Im Verbund mit der freiwachsenden Feldhecke Aufwertung der Hausgartenflächen, 

• Verbesserung des Kleinklimas, z. B. durch Anhebung der Bodentemperatur im  
Winter und Verschattung im Sommer, 

• günstige Beeinflussung des Wasserhaushalts durch Speicherung und Verdunstung, 

• Verringerung der Winderosion,  

• Filterung von Stäuben, 

• die Umwandlung von Kohlendioxid in Sauerstoff durch Photosynthese, 

• Trachtgehölze und Nahrungsangebote für Insekten und Vögel, 

• Teillebensraum für Insekten, Vögel, Kleinsäuger, 

• Aufwertung des Landschaftsbildes am Ortsrand. 
 
Die Anpflanzung der hochstämmigen Laub- oder Obstbäume soll spätestens in der 2. Pflanz-
periode nach der Nutzungsaufnahme des Hauptgebäudes erfolgen. 
 
Durch die Kompensationsmaßnahme im Geltungsbereich der Ergänzungssatzung kann der 
geplante Eingriff nicht komplett ausgeglichen werden. Es werden deshalb die externe Aus-
gleichsmaßnahmen 1 und 2 geplant.  
 
Kompensationsmaßnahme A 2: Entwicklung einer Streuobstwiese im Geltungsbereich der 
externen Ausgleichsmaßnahme 1 
 
Auf dem privaten Flurstück an der Rumbachstraße (Gem. Großfurra, Flur 6, Flurstück 
173/13) im Geltungsbereich 2 soll im rückwärtigen Bereich eine 720 m² große Streuobst-
wiese angelegt, entwickelt, gepflegt und dauerhaft erhalten werden. Das Grundstück ist un-
bebaut und wird vom Eigentümer als Erholungsgarten genutzt. Die Gartenfläche weist eine 
dichte Vegetationsdecke aus Gräsern und Kräutern auf. Die Fläche wird durch regelmäßige, 
mehrmalige Mahd im Jahr intensiv gepflegt. 
Der Geltungsbereich der externen Ausgleichsmaßnahme 1 an der Rumbachstraße liegt 
ebenfalls am westlichen Ortsrand von Großfurra, also in dem Raum, in dem auch der Eingriff 
im Geltungsbereich an der Mühlgasse erfolgen soll. Durch die Anlage und Entwicklung einer 
Streuobstwiese auf einer Krautflur wird eine ähnliche Biotopstruktur angelegt, wie sie im Gel-
tungsbereich der Ergänzungssatzung vor den Eingriffen vorzufinden ist. Durch die Verwen-
dung hochstämmiger Obstbäume und eine extensive Pflege wird die geplante Streuobst-
wiese einen höheren ökologischen Wert in ihrer Entwicklung erreichen als das mesophile 
Grünland mit ruderalen Säumen momentan hat.  
Auf dem hinteren Teil des Grundstücks an der Rumbachstraße befinden sich drei hochstäm-
mige Obstbäume. Diese Obstbäume werden im Plan der externen Ausgleichsmaßnahme 1 
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als zu erhalten gekennzeichnet. Diese drei Obstbäume sind zu erhalten, zu pflegen und bei 
Abgang umgehend durch regionaltypische, hochstämmige Obstbäume zu ersetzen.  
Auf der 720 m² großen Gartenfläche im rückwärtigen Bereich sollen mindestens 7 weitere 
hochstämmige Obstbäume angepflanzt werden. Der Streuobstbestand soll insgesamt min-
destens 10 Obstbäume umfassen.  
Die neu anzupflanzenden Obstbäume sollen einen Pflanzabstand von mindestens 4,0 m zu 
Gebäuden und Grundstücksgrenzen und mindestens 8,0 m zu anderen Obstbäumen einhal-
ten. Diese Abstände werden vorgeschrieben, damit sich die Baumkronen ungestört entwi-
ckeln können.  
Für die anzupflanzenden Obstbäume werden Mindestqualitäten für die Baumschulware fest-
gesetzt. Die anzupflanzenden Obstbäume sind der „Artenauswahl“ (Punkt 5.7 der textlichen 
Festsetzungen) zu entnehmen. Es sollen regionaltypische, hochstämmige Obstbäume ge-
wählt werden, vorzugsweise alte Sorten. Die Verwendung alter Sorten hat mehrere Vorzüge. 
Mit der Verwendung alter Sorten wird die Erhaltung der Biodiversität an Obstsorten und der 
genetischen Vielfalt unterstützt, da viele alte Sorten selten geworden sind und geschützt wer-
den sollten. Die alten Sorten haben sich über einen langen Zeitraum bewährt und sich an die 
jeweiligen Standortbedingungen und klimatischen Verhältnisse angepasst. Sie sind deshalb 
widerstandsfähiger gegenüber Krankheiten. Die Früchte alter Sorten unterscheiden sich von 
handelsüblichen Früchten durch ein breites Spektrum an Geschmacks- und Verwendungs-
vielfalt und ihre Haltbarkeit. 
 
Im Bereich der Streuobstwiese soll die vorhandene Vegetationsdecke erhalten werden. Sie 
ist extensiv durch eine einmalige Mahd pro Jahr zu pflegen. Die Mahd soll im Juli oder Au-
gust erfolgen, sodass die Entwicklung von Blüten und Samen im Frühjahr und Frühsommer 
gewährleistet wird. Nach der Mahd kann die Vegetationsdecke wieder aufwachsen, sodass 
Überwinterungsmöglichkeiten für Insekten zur Verfügung stehen. Andererseits wird durch die 
regelmäßige Mahd die Verbuschung der Fläche durch die natürliche Sukzession unterbun-
den. Das Mahdgut soll auf der Fläche für 3 – 7 Tage verbleiben, damit das Ausfallen von Sa-
men und das Auswandern von Kleinlebewesen, insbesondere Insekten, ermöglicht wird. Da-
nach ist das Mahdgut zu entfernen, damit der Boden keine zusätzlichen Nährstoffe erhält. 
Die Obstbäume sind dauerhaft zu pflegen. Bis zur vollen Entwicklung der Baumkronen sind 
an den Obstbäumen regelmäßig Erziehungsschnitte vorzunehmen. In den Folgejahren wer-
den Erhaltungsschnitte durchgeführt. Bei älteren Obstbäumen werden dann Verjüngungs-
schnitte notwendig, um dem „Vergreisen“ der Bäume vorzubeugen.  
 

Biotoptyp: Streuobstbestand auf Krautflur (6550)  
Bedeutungsstufe: 40 

 
Die geplante Streuobstwiese im Geltungsbereich der externen Ausgleichsmaßnahme 1, die 
extensiv gepflegt werden soll, ist von hoher ökologischer Bedeutung durch folgende Fakto-
ren: 
 

• Verbesserung des Kleinklimas, z. B. durch Anhebung der Bodentemperatur im  
Winter und Verschattung im Sommer, 

• günstige Beeinflussung des Wasserhaushalts durch Speicherung und Verdunstung, 

• Verhinderung der Winderosion,  

• Filterung von Stäuben, 

• die Umwandlung von Kohlendioxid in Sauerstoff durch Photosynthese, 

• Trachtgehölze und Nahrungsangebote für Insekten und Vögel, 

• Teillebensraum für Insekten, Vögel, Kleinsäuger, 

• Aufwertung des Landschaftsbildes am Ortsrand, 

• Beitrag zur Erhaltung der Biodiversität, insbesondere bei der Verwendung alter regio-
naltypischer Sorten. 
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Die Neuanpflanzung der Obstbäume im Geltungsbereich der externen Ausgleichsmaßnahme 
1 soll spätestens in der zweiten Pflanzperiode nach dem Inkrafttreten der Ergänzungssat-
zung erfolgen.  
 
Kompensationsmaßnahme A 3: Entwicklung eines naturbestimmten Waldes durch natürliche 
Sukzession 
 
Auf einem städtischen Flurstück im Ortsteil Oberspier (Gem. Oberspier, Flur 10, Flurstück 
430/5) wird eine Fläche als Wildacker bewirtschaftet. Von dieser Wildackerfläche soll ein Teil-
stück mit einer Fläche von 1.360 m² dauerhaft aus der Bewirtschaftung genommen werden. 
Diese Teilfläche wird ohne weitere Pflegemaßnahmen der natürlichen Sukzession überlas-
sen. Auf der Fläche werden sich Laubsträucher und später Laubbäume ansiedeln. Das Ziel 
der Maßnahme ist die Entwicklung eines naturbestimmten Walds. 
Die externe Ausgleichsmaßnahme 2 ist Bestandteil einer Sammelkompensationsmaßnahme 
der Stadt Sondershausen. Ziel dieser Sammelkompensationsmaßnahme ist die Stilllegung 
des Wildackers und dauerhafte Aufgabe jeglicher Nutzung auf dem gesamten Grundstück. 
Die Grundstücksfläche soll der natürlichen Sukzession überlassen werden. Über einen län-
geren Zeitraum wird sich ein naturbestimmter Wald entwickeln. 
 
Das Flurstück wurde ursprünglich als Lockergesteinsgrube genutzt. Nach der Einstellung der 
Abbautätigkeit wurde die Grube verfüllt. Nach 1990 wurde für die Fläche ein Altlastenver-
dacht ausgesprochen. Die Entlassung aus dem Altlastenverzeichnis soll beantragt werden. 
Die Ausgleichsmaßnahme soll als Bestandteil der Sammelkompensationsmaßnahme des-
halb spätestens ein Jahr nach der Entlassung des Flurstücks aus dem Thüringer Altlastenin-
formationssystem (THALIS) umgesetzt werden.  
 
 
Zusammenfassung 

 
Durch die beschriebene Kompensationsmaßnahme A 1, also der Anlage und Entwicklung ei-
ner freiwachsenden Strauchhecke mit Krautsaum, und die Kompensationsmaßnahme auf 
den Hausgartenflächen, der Anpflanzung bzw. Erhaltung von 6 standortheimischen, hoch-
stämmigen Laub- oder Obstbäumen zur Entwicklung einer durchschnittlich strukturreichen 
Gartenfläche im Geltungsbereich der Ergänzungssatzung können die geplanten Eingriffe in 
Natur und Landschaft nicht vollständig ausgeglichen werden. Aus diesem Grund wird die 
Vorhabenträgerin die externe Ausgleichsmaßnahme 1 (A 2), die Entwicklung einer 720 m² 
großen Streuobstwiese auf einem Privatgrundstück durchführen. Weiterhin wird die Stadt 
Sondershausen die externe Ausgleichsmaßnahme 2 (A 3), die Entwicklung eines naturbe-
stimmten Walds durch natürliche Sukzession, auf einer städtischen Fläche durchführen. In 
der Gesamtheit der Ausgleichsmaßnahmen und der externen Ausgleichsmaßnahmen wird 
der Eingriff in Natur und Landschaft rechnerisch bei einem Kompensationsverhältnis von 1 : 
1 vollständig ausgeglichen.  
Die Ausgleichsmaßnahmen A 1 und die Anpflanzung und Erhaltung von Laub- oder Obstbäu-
men sollen im Geltungsbereich der Ergänzungsatzung auf der Fläche vorgenommen wer-
den, auf der auch die Eingriffe geplant sind, also in unmittelbarer Nähe zum Eingriffsort. Die 
externe Ausgleichsmaßnahme 1 (A 2) wird auf einem privaten Grundstück an der Rumbach-
straße im Nordwesten vom Ortsteil Großfurra von der Vorhabenträgerin durchgeführt. Die 
Stadt Sondershausen wird die externe Ausgleichsmaßnahme 2 (A 3) auf einem städtischen 
Grundstück in Oberspier als Teil einer Sammelkompensationsmaßnahme realisieren. 
 
Für die Beurteilung wird eine Entwicklungsdauer von 30 Jahren angesetzt. Der ökologische 
Wert der Strauchhecke, Laub- oder Obstbäume, der Streuobstwiese und des naturbestimm-
ten Walds wird durch das Wachstum und die Entwicklung in den darauffolgenden Jahrzehn-
ten weiter steigen. 
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4.6 Artenschutzrechtliche Belange 
 
Zum Schutz wild lebender Tiere, insbesondere zur Vermeidung von Verbotstatbeständen 
nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) sind Bäume und Sträucher nur außerhalb der Vegetati-
onsperiode zu beseitigen (gem. § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG). - Auf der betrachteten Ein-
griffsfläche befinden sich mehrere mittelstämmige Obstbäume. Die älteren Obstbäume könn-
ten eventuell als Nistgelegenheiten dienen. Diese Bäume dürfen in der gesetzlich vorge-
schriebenen Zeit, vom 1. Oktober bis 28./29. Februar, gerodet werden. Es wird darauf hinge-
wiesen, dass die einzubeziehende Fläche nach dem Inkrafttreten der Ergänzungssatzung 
auch im Geltungsbereich der Baumschutzsatzung der Stadt Sondershausen liegt. Die Rege-
lungen der Baumschutzsatzung sind dann zu berücksichtigen.  
 
Es ist weiter untersagt, geschützte Pflanzen zu beschädigen oder sogar zu entfernen. - Auf 
dem mesophilen Grünland mit ruderalen Säumen, auf dem die Eingriffe erfolgen sollen, be-
finden sich keine Pflanzen, die nach Naturschutzrecht geschützt sind.  
 
Weiterhin sind zur Vermeidung von Verbotstatbeständen nach § 44 Abs. 1 BNatSchG bauli-
che Maßnahmen an bestehenden Gebäuden (wie Abbruch, Um- und Anbauten, Sanierun-
gen) zeitlich und technisch so auszuführen, dass in oder an diesen Gebäuden lebende Tiere 
weder getötet noch verletzt und während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser- und Über-
winterungszeit nicht erheblich gestört oder beeinträchtigt werden (außerhalb der Wochenstu-
benzeiten von Fledermäusen und außerhalb der Brutzeit von Vögeln, hier: Gebäudebrütern). 
– Die Grünlandfläche mit Ruderalsaum ist unbebaut, sodass keine Gebäude abgebrochen 
werden müssen. Die vorgenannten Artenschutzmaßnahmen werden erst relevant, wenn an 
den geplanten Neubauten bauliche Veränderungen vorgenommen werden sollten. Dann ist 
vor dem Abbruch oder dem Umbau zu kontrollieren, ob am oder im Objekt wild lebende 
Tiere, wie Gebäude- oder Fassadenbrüter, Fledermäuse, Insekten, z. B. Hornissen leben. 
Sollten während der Abbruch- oder Umbauarbeiten Vorkommen der geschützten Tiere fest-
gestellt werden, sind die Arbeiten sofort zu unterbrechen und die Untere Naturschutzbehörde 
zu informieren. Es sind dann geeignete Maßnahmen abzustimmen und umzusetzen.  
 
Grundsätzlich werden keine artenschutzrechtlichen Konflikte infolge der geplanten Baumaß-
nahmen erkannt. Beeinträchtigungen geschützter Tier- und Pflanzenarten bedürfen einer na-
turschutzrechtlichen Genehmigung. Zur Abwendung bzw. Minderung der Beeinträchtigungen 
werden funktionserhaltende Maßnahmen abgestimmt und festgelegt. Durch vorgezogene 
Maßnahmen kann gewährleistet werden, dass es trotz beeinträchtigender Aktivitäten nicht 
zum qualitativen oder quantitativen Verlust von geschützten Arten kommt. Sie müssen daher 
unmittelbar am voraussichtlich betroffenen Bestand ansetzen und im räumlich-funktional Zu-
sammenhang stehen. 
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5. Flächenverteilung  
 
Die Verteilung der Flächen nach ihrer Nutzung ist in der nachfolgenden Tabelle aufgeführt: 
 

Flächenbezeichnung 

Flächen 

m² % 

Baufläche  
 

1.724 
 

89,9 

Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 

 
194 

 
10,1 

Summe 1.918 100,0 

 
 
6. Maßnahmen zur Verwirklichung 
 

6.1 Eigentumsverhältnisse 
 
Die Flurstücke des Geltungsbereichs der Ergänzungssatzung Großfurra 5 – 222/4, 5 – 222/5 
und 5 – 222/6 befinden sich im Privatbesitz der Vorhabenträgerin. Nach dem Inkrafttreten der 
Ergänzungssatzung will die Vorhabenträgerin diese Flurstücke als Baugrundstücke an Bau-
interessenten veräußern. 
Das Flurstück Großfurra 5 – 173/13, auf der die externe Ausgleichsmaßnahme 1 geplant ist, 
befindet sich in Privateigentum. Der Eigentümer ist bereit, die Teilfläche des Flurstücks in der 
Größe von 720 m² für die externe Ausgleichsmaßnahme 1 zur Verfügung zu stellen. Zur dau-
erhaften Sicherung der externen Ausgleichsmaßnahme 1 ist auf dem Flurstück eine entspre-
chende Baulast im Baulastenverzeichnis beim Landratsamt Kyffhäuserkreis einzutragen.  
Die externe Ausgleichsmaßnahme 2 realisiert die Stadt Sondershausen auf einem städti-
schen Flurstück in Oberspier. 
 

6.2 Städtebaulicher Vertrag 
 
Die Stadt Sondershausen wird mit der Vorhabenträgerin einen städtebaulichen Vertrag ab-
schließen. Die Vertragspartnerin wird sich in dem städtebaulichen Vertrag zur Durchführung 
und Kostenübernahme folgender Leistungen verpflichten: die städtebauliche Planung ein-
schließlich der Kosten für die Durchführung des Planverfahrens, Bereitstellung der privaten 
Grundstücksfläche im Geltungsbereich der externen Ausgleichsmaßnahme 1 sowie Durch-
führung der externen Ausgleichsmaßnahme 1 einschließlich der dauerhaften extensiven 
Pflege in einem Zeitraum von 30 Jahren. Weiterhin wird die Vorhabenträgerin die Kosten für 
die externe Ausgleichsmaßnahme 2 tragen. Der Vertrag in Schriftform muss spätestens zum 
Satzungsbeschluss unterzeichnet vorliegen. (s. auch 3.7 Hinweise zur Planung) 
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7. Rechtsgrundlagen 

 
Der Entwurf der Ergänzungssatzung wurde auf der Grundlage folgender Gesetze und Ver-
ordnungen erarbeitet: 
 

• Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 
(BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 28.07.2023 (BGBl. 
2023 I Nr. 221), 

• Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planin-
halts (Planzeichenverordnung 1990 – PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. I S. 58), zu-
letzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBl. I S. 1802),  

• Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung – 
BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), 
zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBl 2023 I Nr. 176),  

• Raumordnungsgesetz (ROG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22.12.2008 
(BGBl. I S. 2986), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 22.03.2023 (BGBl. 
2023 I Nr. 88), 

• Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 18.03.2021 (BGBl. I S. 540), zuletzt geändert durch Art. 2 des Geset-
zes vom 22.03.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88), 

• Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz – 
BNatSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542), 
zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 08.12.2022 (BGBl. I S. 2240), 

• Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigun-
gen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundesimmissionsschutz-
gesetz BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17.05.2013 (BGBl. I S. 
1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Art. 11 Abs. 3 des Gesetzes vom 
26.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 202), 

• Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushaltes (Wasserhaushaltsgesetz – WHG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert 
durch Art. 5 des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176),  

• Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung von Alt-
lasten (Bundes-Bodenschutzgesetz – BBodSchG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 17.03.1998 (BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Art. 7 des Gesetzes 
vom 25.02.2021 (BGBl. I S. 306), 

• Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltverträglichen 
Bewirtschaftung von Abfällen (Kreislaufwirtschaftsgesetz - KrWG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 24.02.2012 (BGBl. I S. 212), zuletzt geändert durch Art. 5 des 
Gesetzes vom 02.03.2023 (BGBl 2023 I Nr. 56),  

• Thüringer Landesplanungsgesetz (ThürLPlG) vom 11.12.2012 (GVBl. S. 450), zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom 07.12.2022 (GVBl. S. 473), 

• Thüringer Bauordnung (ThürBO) vom 13.03.2014 (GVBl. S. 49), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 29.07.2022 (GVBl. S. 321), 

• Thüringer Gemeinde- und Landkreisordnung (Thüringer Kommunalordnung - 
ThürKO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 28.01.2003 (GVBl. S. 41), zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom 24.03.2023 (GVBl. S. 127),  

• Thüringer Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (ThürUVPG) vom 
20.07.2007 (GVBl. S. 85), zuletzt geändert durch Art. 4 des Gesetzes vom 
30.07.2019 (GVBl. S. 323, 341), 

• Thüringer Gesetz zur Ausführung des Bundesnaturschutzgesetzes und zur weiteren 
landesrechtlichen Regelung des Naturschutzes und Landschaftspflege (Thüringer 
Naturschutzgesetz – ThürNatG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
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30.07.2019 (GVBl. S. 323), zuletzt geändert durch Art. 1a des Gesetzes vom 
30.07.2019 (GVBl. S. 323, 340), 

• Thüringer Wassergesetz (ThürWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
28.05.2019 (GVBl. S. 74), zuletzt geändert durch Art. 17 des Gesetzes vom 
11.06.2020 (GVBl. S. 277, 285),  

• Thüringer Bodenschutzgesetzes (ThürBodSchG) vom 16.12.2003 (GVBl. S. 511), zu-
letzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 28.05.2019 (GVBl. S. 74, 121), 

• Thüringer Gesetz zur Pflege und zum Schutz der Kulturdenkmale (Thüringer Denk-
malschutzgesetz – ThürDSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.04.2004 (GVBl. S. 465), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 
18.12.2018 (GVBl. S. 731, 735), 

• Thüringer Ausführungsgesetz zum Kreislaufwirtschaftsgesetz (ThürAGKrWG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 23.11.2017 (GVBl. S.246), zuletzt geändert durch 
Art. 9 des Gesetzes vom 18.12.2018 (GVBl. S. 731, 741), 

• Thüringer Nachbarrechtsgesetz (ThürNRG) vom 22.12.1992 (GVBl. S. 599), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 08.03.2016 (GVBl. S. 149). 
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Anlage 1: Fotodokumentation Bestand 04/2023 
 

 
 

Blick in die Mühlgasse aus Richtung Westen. 
 

 
 

Der Geltungsbereich der Ergänzungssatzung aus Richtung Südwesten. 
 

 
 
Der Geltungsbereich aus Richtung Westen, links das Wohnhaus Mühlgasse 25. 
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Der Geltungsbereich aus Richtung Osten, rechts oben ein hochstämmiger Obstbaum. 
 

 
 
Die vorhandene Bebauung an der Mühlgasse aus Richtung Westen. 
 

 
 

Die Bebauung auf der Südseite der Straße Mühlgasse 24 und 24a. 
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Die Bebauung auf der Nordseite der Straße Mühlgasse 23 und Reitbahn 34.  
 

 
 
Die Bebauung an der Mühlgasse aus Richtung Osten, links der Zugang zum Schwimmbad. 
 

 
 
Der asphaltierte Feldweg in Verlängerung der Mühlgasse aus Richtung Osten. 
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Das Grundstück an der Rumbachstraße aus Richtung Osten. 
 

 
 
Die Fläche der externen Ausgleichsmaßnahme 1, auf der eine Streuobstwiese angelegt wird. 
 

 
 
Drei hochstämmige Obstbäume, die in die geplante Streuobstwiese integriert werden sollen. 
 
(Fotos: Eike Nickol) 



Anlage 2 zur Begründung 

Ergänzungssatzung Nr. 12 "Wohnbebauung Mühlgasse - Ortsteil Großfurra" 

- Entwurf -

Planung:

Eingriffs-

fläche

Flächen-

größe

Bedeutungs-

stufen-

differenz

Flächen-

äquivalent

(m²)

Biotoptyp Bedeu-

tungs-

stufe

Biotoptyp

(Ausprägung)

Bedeu-

tungs-

stufe

Eingriffs-

schwere

Wertverlust

(m²)

A B C D E F G = F – D H = B x G

E 1

Wohnhäuser,

Terrassen,

Stellplätze,

Garagen,

Zufahrten

3 x 240 m²

720,0 Mesophiles Grünland, 

frisch bis mäßig 

trocken (4222)  

30 zusammenhängende 

Wohnfläche (9110) -

V - versiegelt, 

Gebäudefläche

0 -30 -21.600,0

E 2

Zufahrten

3 x 20 m²

60,0 Grasreiche, ruderale 

Säume frischer 

Standorte (4711)

30 zusammenhängende 

Wohnfläche (9110) -  

V - versiegelt, 

Pflasterfläche

2 -28 -1.680,0

E 3

Hausgarten, 

durchschnitt-

lich struktur-

reich

671,0 Mesophiles Grünland, 

frisch bis mäßig 

trocken (4222) 

30 zusammenhängende 

Wohnfläche (9110) -  

Hausgarten, durch-

schnittlich 

strukturreich,

intensive Pflege 

20 -10 -6.710,0

E 4

Hausgarten, 

durchschnitt-

lich struktur-

reich

253,0 Grasreiche, ruderale 

Säume frischer 

Standorte (4711)

30 zusammenhängende 

Wohnfläche (9110) -  

Hausgarten, durch-

schnittlich 

strukturreich,

intensive Pflege 

20 -10 -2.530,0

Summe 1.704,0 -32.520,0

BEWERTUNG DER EINGRIFFSFLÄCHEN

Ergänzungssatzung Nr. 12 "Wohnbebauung Mühlgasse - Ortsteil Großfurra"                                                                                                           
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Ergänzungssatzung Nr. 12 "Wohnbebauung Mühlgasse - Ortsteil Großfurra" 

- Entwurf -

Planung:

Maß-

nahme

Flächen-

größe

Bedeutungs-

stufen-

differenz

Flächen-

äquivalent

(m²)

Biotoptyp Bedeu-

tungs-

stufe

Biotoptyp

(Ausprägung)

Bedeu-

tungs-

stufe

Auf-

wertung

Wert-

zuwachs

(m²)

A B C D E F G = F – D H = B x G

A 1

Entwicklung 

einer 

Strauchhecke

194,0 Mesophiles Grünland, 

frisch bis mäßig 

trocken (4222)  

30 Hecke, überwiegend 

Sträucher, mit 

Krautsaum (6110)

Breite < 4,0 m, 

extensive Pflege

35 5 970,0

Erhaltung 

eines hoch-

stämmigen 

Obstbaumes

20,0 Einzelbaum (6400) 35 Einzelbaum (6400) 35 0 0,0

A 2 extern 1

Streuobst-

wiese

720,0 Mesophiles Grünland, 

frisch bis mäßig feucht 

(4223)  

30 Streuobstwiese 

(6550), auf Gras- und 

Krautflur, 3 Obstbäu-

me erhalten, 7 Obst-

bäume anpflanzen, 

extensive Pflege

40 10 7.200,0

A 3  extern 2

naturbestimm-

ter Wald

1.360,0 Ackerland  (4110) - 

intensiv bewirtschaftet 

(Wildacker)

22 naturbestimmter Wald 

(7000), Entwicklung 

durch natürliche 

Sukzession, 

ohne Pflege oder 

Folgenutzung

40 18 24.480,0

Summe 194,0 + 20,0 

=214,0

32.650,0

Flächen

Geltungsbereich: 214,0 m² Ausgleichsfläche + 1.704,0 m² Eingriffsfläche = 1.918 m² Grundstücksfläche

720,0 m² Ausgleichsfläche

1.360,0 m² Ausgleichsfläche

externe Ausgleichs-

maßnahme 2:

BEWERTUNG DER KOMPENSATIONSMASSNAHMEN

Ergänzungssatzung Nr. 12 "Wohnbebauung Mühlgasse - Ortsteil Großfurra" 

Entwurf

Bestand Planung

externe Ausgleichs-

maßnahme 1:
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Gem. Großfurra
Flur 6

Mesophiles Grünland,
frisch bis mäßig feucht

(4223)
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Gem. Großfurra
Flur 6

Streuobstbestand (6550)
auf Gras- und Krautflur
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